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TOP Ia Gesundheits-, Sozial- und ärztliche Berufspolitik: Aussprache zur Rede 

des Präsidenten und zum Leitantrag – Aussprache zum Leitantrag 

Ia – 01 Motivierte Mitarbeiter sind der Schlüssel – Gesundheitspolitik an 

Nachwuchsförderung, Qualifizierung und guten Arbeitsbedingungen ausrichten 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Diese Forderungen werden sowohl vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" als auch 

vom Ausschuss "Ambulante Versorgung" unterstützt. Die Ständige Konferenz „Ärztliche 

Weiterbildung“ nimmt die weiterbildungsspezifischen Forderungen zur Kenntnis. 

Die Bundesärztekammer hat sich unter anderem in Hintergrundgesprächen im politischen 

Raum sowie in einer Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

(KHVVG) vom 23.09.2024 aktiv für die Umsetzung der Forderungen des Beschlusses eingesetzt. 

Sie wurden im Dialogforum für junge Ärztinnen und Ärzte vom 06.05.2024 sowie in der 

Fachberufekonferenz (29.05.2024) "Expertinnen und Experten diskutieren Fachkräftesituation 

im Gesundheitswesen vor dem Hintergrund begrenzter Ressourcen" thematisiert. 
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TOP Ib Gesundheits-, Sozial- und ärztliche Berufspolitik: Aussprache zur 

Rede des Präsidenten und zum Leitantrag – Allgemeine Aussprache 

zur aktuellen gesundheitspolitischen Gesetzgebung 

Ib – 01 Unabhängigkeit der ethischen Bewertung von klinischen Studien sicherstellen 

(Beschluss) Die Forderungen werden in die Stellungnahme der Bundesärztekammer zum 

Regierungsentwurf für ein Medizinforschungsgesetz eingebracht. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wurde in eine Stellungnahme der Initiative Studienstandort 

Deutschland (ISD) vom 22.05.2024 und in die Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 

07.06.2025 zum Regierungsentwurf für ein Medizinforschungsgesetz (BT-Drs. 20/11561), in 

eine Pressemitteilung vom 12.06.2024 „BÄK warnt: Bundes-Ethik-Kommission schwächt den 

Probandenschutz bei medizinischen Studien" sowie ein Schreiben des Präsidenten der 

Bundesärztekammer an die Mitglieder des Bundesrats vom 19.09.2024 eingebracht. 

 

Ib – 02 Reform der ärztlichen Ausbildung endlich umsetzen 

(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Die 

Forderungen werden dem BMG zugeleitet. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an den 

Bund und Länder adressierte Forderung, die Reform der Approbationsordnung für Ärzte 

(ÄApprO) endlich umzusetzen. Die Forderungen wurden mit einem präsidialen Schreiben dem 

Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet sowie u. a. im Thesenpapier des Bündnis 

Gesundheit (19.09.2024) "Zukunft des Gesundheitswesens ressortübergreifend sichern" 

aufgegriffen. 

 

Ib – 03 Einbindung der Berufsverbände in die Entscheidungen des Gemeinsamen 

Bundesausschusses 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. 

 

Ergebnis: Die Beteiligungsrechte im G-BA sind im SGB V festgelegt. Mit dem ursprünglichen 

Entwurf des GVSG standen diesbezüglich Erweiterungen in Aussicht, die aber in der finalen 

Gesetzgebung nicht umgesetzt wurden. Geplant waren die Aufwertung der Pflege und der 

wissenschaftlichen Fachgesellschaften. Eine Einbindung von Berufsverbänden war nicht 

vorgesehen. Die derzeit geltende Verfahrensordnung des G-BA schließt zudem in den Kriterien 

zur Bestimmung stellungnahmeberechtigter Fachgesellschaften eine Einbeziehung von 

Berufsverbänden explizit aus. 

Es ist zu empfehlen, die Forderung der stärkeren Beteiligung der Bundesärztekammer im G-BA 

weiterhin prioritär zu behandeln – auch als Voraussetzung für eine Einflussnahme der 

Bundesärztekammer im Sinne des vorliegenden Beschlusses. 
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Die Bundesärztekammer hat die Forderung u. a. in ihrem Positionspapier zur Bundestagswahl 

2025 (29.11.2024) ”Fokus auf Gesundheit: Woran sich die Bundesregierung messen lassen 

muss" aufgegriffen. 

 

Ib – 04 Sinnvolle Reform der stationären und intersektoralen Versorgungsstrukturen 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird von den Ausschüssen "Stationäre Versorgung" und "Ambulante 

Versorgung" unterstützt.  

Die Forderungen waren Gegenstand medialer Arbeit, z. B.: 

 Hintergrundgespräche im politischen Raum 

 Gemeinsames Schreiben (06.08.2024) der Bundesärztekammer, des Deutschen 

Pflegerats, des Marburger Bundes und der Deutschen Krankenhausgesellschaft an die 

Abgeordneten des Deutschen Bundestages zum Krankenhausversorgungs-

verbesserungsgesetz 

 Im Thesenpapier des Bündnis Gesundheit (19.09.2024) "Zukunft des Gesundheitswesens 

ressortübergreifend sichern" 

 Stellungnahmen zu: 

o Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024 

o Reform der Notfallversorgung (NotfallGesetz – NotfallG) vom 01.11.2024 

o Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz (GVSG) vom 05.11.2024 

 Positionspapier zur Bundestagswahl 2025 vom 29.11.2024 "Fokus auf die Gesundheit: 

Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 Pressemitteilung (24.09.2024) "Krankenhausreform: Die Personalausstattung ist der 

Schlüssel zum Erfolg" 

 Pressemitteilung (09.10.2024) "Krankenhausreform - Wichtige Schritte bei der 

Personalbemessung und Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte" 

 Pressemitteilung (17.10.2024) "Krankenhausreform - Einige Verbesserungen, viele 

offene Fragen" 

 Pressemitteilung (22.11.2024) "KHVVG: Nach Inkrafttreten dringende Nachbesserungen 

angehen" 

 FAZ (24.07.2024) "Kliniken auf Kurs" 

 ndr.de (24.09.2024) "Was sagt die Bundesärztekammer zu Reformperspektiven? 

(Interview mit BÄK-Präsident Dr. Klaus Reinhardt)" 

 Rheinische Post Düsseldorf (31.10.2024) “Ärzte sorgen sich wegen Klinikreform" 
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Ib – 05 Keine Einflussnahme der Landesbehörden in Zulassungsausschüssen 

(Beschluss) Die Forderungen werden im Zuge der Stellungnahme zum GVSG und anderen 

aktuellen Stellungnahmeverfahren berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Ambulante Versorgung" unterstützt. Die 

Bundesärztekammer hat sich unter anderem in einer Stellungnahme zum Referentenentwurf 

des Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz (GVSG) vom 30.04.2024 für die Umsetzung der 

Forderungen des Beschlusses eingesetzt. Die entsprechende Regelung wurde zwischenzeitlich 

aus dem Gesetzentwurf gestrichen. 

 

Ib – 06 Keine Finanzierung der Krankenhausreform aus liquiden Mitteln des 

Gesundheitsfonds 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

Berücksichtigung der Forderung im Rahmen des Anhörung- und Stellungnahmeverfahrens 

zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Bundesärztekammer hat sich aktiv für die Umsetzung des Beschlusses eingesetzt, unter 

anderem durch Hintergrundgespräche im politischen Raum sowie in der Stellungnahme zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024. 

 

Ib – 08 Die neue Approbationsordnung muss jetzt beschlossen werden! 

(Beschluss) Beratung im Ausschuss "Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Die 

Forderungen werden dem BMG zugeleitet. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an den 

Bund und Länder adressierte Forderung, die neue Approbationsordnung für Ärzte (ÄApprO) 

endlich zu beschließen. Die Forderungen wurden mit einem präsidialen Schreiben dem 

Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet.   
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Ib – 09 Weiterentwicklung von Leistungsgruppen nur unter echter Beteiligung der 

Ärzteschaft – wirkliche Parität herstellen 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ nimmt die weiterbildungsspezifischen 

Forderungen zur Kenntnis. Die Bundesärztekammer hat sich aktiv für die Umsetzung des 

Beschlusses eingesetzt, unter anderem durch Hintergrundgespräche im politischen Raum sowie 

durch eine Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 

23.09.2024. 

 

Ib – 10 Keine Beschädigung der Qualität, der Struktur und des Ablaufs der ärztlichen 

Weiterbildung als Kollateralschaden der Krankenhausreform, keine Rückkehr zu 

Kurzzeitverträgen für Ärztinnen und Ärzte in der Weiterbildung! 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ unterstützt das Anliegen der 

Antragsteller. Zudem weist sie darauf hin, dass sich die Bundesärztekammer bereits dafür 

einsetzt, dass die ärztliche Weiterbildung im Rahmen der anstehenden Krankenhausreform 

adäquat berücksichtigt wird. Die Forderungen der Antragsteller wurden im Rahmen der 

Stellungnahme der BÄK zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) an den 

Gesetzgeber kommuniziert. 

Die Forderung wird auch vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Bundesärztekammer hat sich aktiv für die Umsetzung des Beschlusses eingesetzt, unter 

anderem durch Hintergrundgespräche im politischen Raum sowie durch eine Stellungnahme 

zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024. 

 

Ib – 11 Zeitnahe Weiterentwicklung des Referentenentwurfs zur Krankenhausreform  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt.  

Dazu werden die Forderungen bei anstehenden Erörterungen mit relevanten 

Verantwortlichen der Länder, des Bundesministeriums für Gesundheit sowie der Fraktionen 

im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz soweit möglich eingebracht. 
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Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Bundesärztekammer hat sich aktiv für die Umsetzung des Beschlusses eingesetzt, unter 

anderem durch Hintergrundgespräche im politischen Raum, im Gemeinsamen Schreiben 

(06.08.2024) der Bundesärztekammer, des Deutschen Pflegerats, des Marburger Bundes und 

der Deutschen Krankenhausgesellschaft an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz, im Thesenpapier des Bündnis Gesundheit 

(19.09.2024) "Zukunft des Gesundheitswesens ressortübergreifend sichern" sowie in der 

Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024.  

 

Sowie in weiteren öffentlichen Äußerungen, unter anderem: 

 Thesenpapier des Bündnis Gesundheit (19.09.2024) "Zukunft des Gesundheitswesens 

ressortübergreifend sichern"  

 Pressemitteilung (24.09.2024) "Krankenhausreform: Die Personalausstattung ist der 

Schlüssel zum Erfolg"  

 Pressemitteilung (09.10.2024) "Krankenhausreform - Wichtige Schritte bei der 

Personalbemessung und Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte"  

 Pressemitteilung (17.10.2024) "Krankenhausreform - Einige Verbesserungen, viele 

offene Fragen"  

 Pressemitteilung (22.11.2024) "KHVVG: Nach Inkrafttreten dringende Nachbesserungen 

angehen"  

 FAZ (24.07.2024) "Kliniken auf Kurs" 

 ndr.de (24.09.2024) "Was sagt die Bundesärztekammer zu Reformperspektiven? 

(Interview mit BÄK-Präsident Dr. Klaus Reinhardt)" 

 Rheinische Post Düsseldorf (31.10.2024) “Ärzte sorgen sich wegen Klinikreform" 

Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ nimmt die weiterbildungsspezifischen 

Forderungen zur Kenntnis. 

 

Ib – 12 Bürokratieabbau statt Aufbau im Rahmen des 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes  

(Beschluss) Die Bundesärztekammer hatte zuletzt in ihrer Stellungnahme zum 

Referentenentwurf des KHVVG einen weitergehenden Bürokratieabbau angemahnt.  

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat sich aktiv für die Umsetzung des Beschlusses eingesetzt, 

unter anderem durch eine Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

(KHVVG) vom 23.09.2024. 

 

Ib – 15 Preistransparenz für Arzneimittel im Medizinforschungsgesetz beibehalten  

(Beschluss) Die Forderungen werden in die Stellungnahme der Bundesärztekammer zum 

Regierungsentwurf für ein Medizinforschungsgesetz eingebracht. 

 



 128. Deutscher Ärztetag 
Mainz, 07.05. - 10.05.2024 

 
 

Beratungsergebnisse Seite 15 von 82 

Ergebnis: Die Forderungen wurden in Abstimmung mit der Arzneimittelkommission der 

deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) in die Stellungnahme der Bundesärztekammer zum 

Regierungsentwurf für ein Medizinforschungsgesetz vom 07.06.2024 eingebracht  

 

Ib – 19 Die ärztliche Weiterbildung muss bei der Krankenhausreform und 

Ambulantisierung mitbedacht werden 

(Beschluss) Die Forderungen werden im Stellungnahmeverfahren zum KHVVG 

berücksichtigt.  

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ unterstützt das Anliegen der 

Antragsteller. Zudem weist sie darauf hin, dass sich die Bundesärztekammer bereits dafür 

einsetzt, dass die ärztliche Weiterbildung im Rahmen der anstehenden Krankenhausreform 

adäquat berücksichtigt wird. Die Forderungen der Antragsteller wurden im Rahmen der 

Stellungnahme der BÄK zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) an den 

Gesetzgeber kommuniziert. 

Die Forderung wird auch vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Bundesärztekammer hat sich aktiv für die Umsetzung des Beschlusses eingesetzt, unter 

anderem durch Hintergrundgespräche im politischen Raum und durch eine Stellungnahme zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024. 

 

Sowie in weiteren öffentlichen Äußerungen, unter anderem: 

 Pressemitteilung (24.09.2024) "Krankenhausreform: Die Personalausstattung ist der 

Schlüssel zum Erfolg"  

 Pressemitteilung (09.10.2024) "Krankenhausreform - Wichtige Schritte bei der 

Personalbemessung und Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte"  

 Pressemitteilung (17.10.2024) "Krankenhausreform - Einige Verbesserungen, viele 

offene Fragen"  

 Pressemitteilung (22.11.2024) "KHVVG: Nach Inkrafttreten dringende Nachbesserungen 

angehen" 
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Ib – 20 Verbesserung der Ausbildungsqualität im Praktischen Jahr  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss "Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Die 

Forderungen werden dem BMG zugeleitet. Berücksichtigung bei ggf. weiteren 

Stellungnahmen im Rahmen der ärztlichen Approbationsordnung. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an den 

Gesetzgeber adressierte Forderung, eine qualitativ hochwertige Ausbildung im Praktischen Jahr 

für Medizinstudierende sicherzustellen. Die Forderungen wurden mit einem präsidialen 

Schreiben dem Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet.  

 

Sowie in weiteren öffentlichen Äußerungen, unter anderem: 

 Pressemitteilung vom 10.05.2024 „Praktisches Jahr im Medizinstudium angemessen 

vergüten“ 

 Der Tagesspiegel (23.01.2025) “Kein Geld, wenig Lerneffekt - Was Mediziner am 

Praxisjahr beklagen " 

 

Ib – 21 Mindestabstand vom Praktischen Jahr zum 3. Abschnitt der Ärztlichen Prüfung 

(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Die 

Forderungen werden dem BMG zugeleitet.  

Zudem sind die Forderungen in der Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 10.08.2023 

zum überarbeiteten Referentenentwurf vom 15.06.2023 enthalten und werden auch bei ggf. 

weiteren Stellungnahmen im Rahmen der Reform der ärztlichen Approbationsordnung 

berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an den 

Gesetzgeber adressierte Forderung nach Chancengleichheit in der medizinischen Ausbildung 

und eine gerechte Prüfungsdurchführung, indem unter anderem ein Mindestabstand von vier 

Wochen zwischen dem Ende des Praktischen Jahres und dem dritten Staatsexamen eingeführt 

wird. Die Forderungen wurden mit einem präsidialen Schreiben dem Bundesministerium für 

Gesundheit zugeleitet. Zudem wurden gleichlautende Forderungen in der Stellungnahme der 

Bundesärztekammer vom 10.08.2023 zum überarbeiteten Referentenentwurf zur Neuregelung 

der ärztlichen Ausbildung vom 15.06.2023 adressiert.  
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TOP Ic Gesundheits-, Sozial- und ärztliche Berufspolitik: Aussprache zur Rede 

des Präsidenten und zum Leitantrag – Aktuelle Fragen der ärztlichen 

Berufsausübung 

Ic – 01 Indikationskatalog für den Notarzteinsatz schafft einen bundeseinheitlichen 

Rahmen für Patientenversorgung und Forschung  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Im Rahmen der Stellungnahmen der Bundesärztekammer zu dem vom BMG 

vorgelegten Referentenentwurf sowie zum Regierungsentwurf eines „Gesetzes zur Reform der 

Notfallversorgung“ ist die Bedeutung des Notarztindikationskatalogs (NAIK) der 

Bundesärztekammer als Handlungsgrundlage für die Disposition von Notärztinnen und 

Notärzten in dem Ersteinschätzungsinstrument der integrierten Regionalleitstellen, 

Rettungsleitstellen und Notdienstzentralen betont worden.  

 

Ic – 02 Klimaneutraler Gesundheitssektor: Taten statt weiterer Worte  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Der Beschluss bestätigt und bekräftigt die Positionierung der Bundesärztekammer 

seit dem 125. Deutschen Ärztetag 2021 zur Klimaneutralität des Gesundheitswesens und stellt 

die Grundlage für die Mitwirkung der Bundesärztekammer in dem im Jahr 2022 vom 

Bundesministerium für Gesundheit ins Leben gerufenen Klimapakt Gesundheit dar. 

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Politische Kernforderungen (05.06.2024) zum "Hitzeaktionstag 2024"  

 Pressemitteilung (04.11.024) "Klimawandel - Gesundheitsbezogener Klima- und 

Hitzeschutz - Lancet Policy Brief für Deutschland vorgestellt" 

 Positionspapier zur Bundestagswahl 2025 vom 29.11.2024 "Fokus auf die Gesundheit: 

Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 

Ic – 03 Paradigmenwechsel in der Qualitätssicherung 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Die Forderungen stehen im Einklang mit einer kritischen Betrachtung übermäßiger 

Belastungen durch gesetzlich auferlegte QS-Maßnahmen, wie sie nicht nur von den 

Ärztekammern beklagt wird, sondern auch von anderen Institutionen der Selbstverwaltung 

sowie von universitären Expertenkreisen im Rahmen von Sachverständigengutachten. Im Zuge 
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der Krankenhausreform sind Ansätze erkennbar geworden, die gesetzliche Qualitätssicherung 

zu modifizieren. Ob dies zu den erhofften Entlastungen führt, muss jetzt beobachtet werden. Die 

Bundesärztekammer wird Mitte 2025 das Verfahren für Peer Review in der Medizin durch eine 

Neuauflage des dazugehörigen Curriculums und Leitfadens zur Durchführung an den aktuellen 

Stand der Kenntnisse und Erfahrungen auf diesem Gebiet anpassen und damit die Anwendung 

des Verfahrens in der Versorgungspraxis weiter fördern.  

 

Ic – 04 Sektorenverbindende Versorgung mit der Arbeitsmedizin – Eine Chance für die 

Gesundheit der Menschen in der Lebenswelt "Arbeit" 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Schreiben an BMG, BMAS, Sozialversicherungsträger 

etc. 

 

Ergebnis: Aus der Geschäftsführung wurden zahlreiche Vorträge auf entsprechenden 

Kongressen, auch aus dem Bereich der Rehabilitation beigesteuert. Der Beschluss wurde in 

zahlreichen Veröffentlichungen in ärztlichen Zeitschriften, wie dem Deutschen Ärzteblatt sowie 

der Zeitschrift Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, Umweltmedizin (ASU) verbreitet. Ferner hat der 

Präsident der Bundesärztekammer entsprechende Schirmherrschaften zur Schnittstellen-

thematik bei Berufsverbänden der Betriebsärzte übernommen. Beispielsweise gibt es nun eine 

Zusammenarbeit der arbeitsmedizinischen Fachgesellschaft und den Berufsverbänden der 

Betriebsärzte mit der Deutschen Hochdruckliga e. V. Weitere konkrete Modellprojekte werden 

auf den Kongressen vorgestellt. 

 

Der Beschluss wurde ferner dem Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfAMed) des Bundes-

ministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) übermittelt.  

 

Die Bundesärztekammer hat zudem das Anliegen des Beschlusses der Bundesarbeits-

gemeinschaft für Rehabilitation (BAR) und deren Sachverständigenrat der Ärzteschaft 

vorgelegt. Im „Sachverständigenrat der Ärzteschaft“ der BAR wurde im Rahmen eines 

herausgehobenen Tagesordnungspunktes der Beschluss besprochen. Das Ansinnen des 

Beschlusses wird in die Arbeit der mit Rehabilitation befassten Institutionen aufgenommen. 
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Ic – 05 Implementierung einer mobilen indikationsübergreifenden Rehabilitation  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Schreiben an BMG, Sozialversicherungsträger, 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat das Anliegen des Beschlusses an die Bundesarbeits-

gemeinschaft für Rehabilitation und deren „Sachverständigenrat der Ärzteschaft“ 

herangetragen (EN 28.11.2024). Mitglieder sind dort alle Sozialversicherungsträger und die 

Bundesagentur für Arbeit. Das Ansinnen des Beschlusses wird in die Arbeit der mit 

Rehabilitation befassten Institutionen aufgenommen. 

 

Ic – 06 Elektronische Patientenakte muss Versorgung unterstützen 

(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer vertritt in ihrer Rolle als Gesellschafter der gematik die im 

Beschluss aufgeführten Forderungen im Rahmen der Gremien in der gematik, in denen der 

Funktionsumfang der ePA zum Einführungstermin und in den weiteren Ausbaustufen sowie die 

Rahmenbedingungen einer Erprobung gehärtet werden. Die Forderungen decken sich in weiten 

Teilen mit den Positionen der weiteren Gesellschafter der Leistungserbringerseite. Der Beschluss 

wird den Gesellschaftern der gematik (u. a. BMG) zugeleitet.  

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Podcast "Sprechende Medizin" (02.12.2024) "Präsident Reinhardt: ePA für alle"-

Gemeinsame Pressekonferenz mit dem Bundesgesundheitsminister am 15.01.2025   

 Pressemitteilung (15.01.2025) "Reinhardt: Erfolg der ePA hängt vom positiven Verlauf 

der Pilotphase ab" 

 

Ic – 07 Stabile Telematikinfrastruktur durch ausreichende Testung  

(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer vertritt in ihrer Rolle als Gesellschafter der gematik die im 

Beschluss aufgeführten Forderungen nach Gewährleistung der Stabilität der 

Telematikinfrastruktur im Produktivbetrieb. Sie begrüßt daher auch die im Referentenentwurf 

eines Gesetzes zur Schaffung einer Digitalagentur für Gesundheit (GDAG) vorgesehenen 

stärkeren Durchgriffsrechte der gematik auf die Anbieter von Komponenten und Diensten der TI 

in den Fällen, in denen Funktionalität und Stabilität der TI nicht gewährleistet werden. Der 

Beschluss wird den Gesellschaftern der gematik (u. a. BMG) zugeleitet. 

Durch den Bruch der Ampel-Koalition im November 2024 wurde das Gesetzgebungsverfahren 

zum GDAG nicht weiterverfolgt. Die Bundesärztekammer wird sich auch in der kommenden 

Legislaturperiode für die angesprochenen Anliegen einsetzen. 
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Ic – 08 Gesundheit als Priorität der neuen europäischen Legislatur  

(Beschluss) Die Forderungen werden, je nach Zuständigkeit und Verfahrensstand, an die 

Europäische Kommission, Abgeordnete des Europäischen Parlaments, die Ständige EU-

Vertretung Deutschlands und/oder die EU-Repräsentanzen der Bundesländer übermittelt, 

sowie in Stellungnahmen und Antworten an die Vorgenannten berücksichtigt. Ebenfalls 

erfolgt eine Übermittlung an den Ständigen Ausschuss Europäischer Ärzte (CPME) und eine 

Berücksichtigung im Rahmen der Mitarbeit in den Gremien des CPME.  

 

Ergebnis: Das Positionspapier „Gemeinsam für ein gesundes Europa“, welches BÄK und KBV 

anlässlich der Europawahl 2024 erarbeitet hatten, wurde seit April 2024 an verschiedene 

Kontakte bei den EU-Institutionen versandt. Das Papier spiegelt die meisten der im Beschluss 

genannten Forderungen. 

Zur Überarbeitung der EU-Arzneimittelgesetzgebung nahm die BÄK am 01.07.2024 erneut 

Stellung, indem sie die Verhandlungsposition des Europäischen Parlaments (EP) kommentierte. 

Zum Arbeitskräftemangel fand am 18.02.2025 eine Veranstaltung in Brüssel statt. 

 

Die BÄK beteiligt sich aktuell an einer öffentlichen Konsultation zur Überarbeitung der 

Medizinprodukte- und in vitro Diagnostika-Verordnung. 

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Pressemitteilung (28.11.2024) "Sicherheit, Resilienz und Fachkräfte: Erwartungen an 

die polnische Ratspräsidentschaft" 

 

Ic – 09 Umfassendes Werbeverbot für Nikotin- und Tabakprodukte, Alkohol und 

Glücksspiel auch im Internet und den sozialen Medien  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer unterstützt das Positionspapier der Deutschen Hauptstelle 
für Suchtfragen zu alkoholpolitischen Maßnahmen, das ein vollständiges Werbeverbot für 
Alkohol fordert. Die Bundesärztekammer hat die Forderung nach einem umfassenden 
Werbeverbot für Nikotin- und Tabakprodukte zudem mehrfach öffentlich vertreten, u. a. in ihrer 
Pressemitteilung zum Weltnichtrauchertag 2024. Die Umsetzung der Forderungen wurde 
ferner in der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses “Sucht und Drogen” mit dem 
Bundesdrogenbeauftragten Burkhard Blienert am 18.06.2024 diskutiert. Zudem ist die 
Bundesärztekammer der Initiative “Kinder ohne Alkohol und Nikotin beigetreten, die sich für 
den Schutz von Minderjährigen vor Alkohol- und Nikotin-Marketing einsetzt.  
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Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Pressemitteilung (30.05.2024) "Weltnichtrauchertag 2024 - Bundesärztekammer warnt 

vor E-Zigaretten"  

 Pressemitteilung (06.06.2024) "Strukturelle Prävention der Folgen des Alkoholkonsums - 

Gemeinsames Positionspapier von DHS, BÄK, BPtK, DGPPN und DG-Sucht"  

 Pressemitteilung (17.06.2024) "Schutz der Kinder vor ungesunder Lebensmittelwerbung 

muss jetzt gesetzlich verankert werden! Mehr als 35 Verbände appellieren an 

Bundeskanzler Scholz"  

 Pressemitteilung (01.07.2024) "Umweltschädlich, gesundheitsgefährdend und 

brandgefährlich - Deutsche Umwelthilfe fordert mit breitem Bündnis nationales Verbot 

von Einweg-E-Zigaretten"  

 Gemeinsamer offener Brief an Bundesumweltministerin Steffi Lemke (01.07.2024) 

"Einweg-E-Zigaretten verbieten! "  

 Positionspapier (29.11.2024) zur Bundestagswahl 2025 “Fokus auf Gesundheit: Woran 

sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 Pressekonferenz (07.01.2025) Neujahrspressekonferenz 

 Pressemitteilung (07.01.2025) "Medizinische Versorgung sichern – BÄK fordert mutige 

Reformen" 

 RND (03.01.2025) “Klaus Reinhardt im RND-Interview Ärztepräsident: „Die 

Notfallversorgung ist komplett ineffizient“ 

 

Ic – 10 Aktuelle Vorschläge der "Regierungskommission für eine moderne und 

bedarfsgerechte Krankenhausversorgung" gehen an der Realität vorbei und gefährden 

die Patientenversorgung in Deutschland 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Die Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Darüber 

hinaus hat sich die Bundesärztekammer aktiv für die Forderungen des Beschlusses eingesetzt, 

unter anderem durch Hintergrundgespräche im politischen Raum, im Gemeinsamen Schreiben 

(06.08.2024) der Bundesärztekammer, des Deutschen Pflegerats, des Marburger Bundes und 

der Deutschen Krankenhausgesellschaft an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz, im Thesenpapier des Bündnis Gesundheit 

(19.09.204) "Zukunft des Gesundheitswesens ressortübergreifend sichern" sowie durch ihre 

Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024. 
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Ic – 11 Implementierung von frührehabilitativer Versorgung an allen Krankenhäusern 

mit Versorgung komplexer Fälle  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Schreiben an BMG, Sozialversicherungsträger, 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (BAR) 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat das Anliegen des Beschlusses an die Bundesarbeits-

gemeinschaft für Rehabilitation in deren Sachverständigenrat der Ärzteschaft eingebracht (EN 

28.11.2024). Dort wurde im Rahmen eines herausgehobenen Tagesordnungspunktes der 

Beschluss beraten. Das Ansinnen des Beschlusses wird in die Arbeit der mit Rehabilitation 

befassten Institutionen aufgenommen. 

 

Ic – 12 Investorenbetriebene MVZ endlich regulieren  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat sich in einem Schreiben an den Bundesfinanzminister, 

den Bundeswirtschaftsminister, den Bundesgesundheitsminister und den Chef des 

Bundeskanzleramtes vom 25.10.2024, in einer Stellungnahme zum 

Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz (GVSG) vom 05.11.2024 sowie in ihrem 

Positionspapier zur Bundestagswahl 2025 vom 29.11.2024 zur Bundestagswahl ""Fokus auf die 

Gesundheit: Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" für die Umsetzung der 

Forderungen des Beschlusses eingesetzt. 

 

Ic – 13 Suizidprävention gesetzlich verankern und ausreichend finanzieren 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderungen wurden in der Erklärung der Bundesärztekammer im Rahmen eines 

Pressegespräches vom 14.05.2024 aufgegriffen. In der Erklärung wird dargelegt, dass nur die 

gesetzliche Verankerung der Suizidprävention die notwendige dauerhafte finanzielle 

Absicherung sicherstellt.  

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Stellungnahme der Bundesärztekammer zum Referentenentwurf des 

Bundesministeriums für Gesundheit eines Gesetzes zur Stärkung der nationalen 

Suizidprävention vom 28.11.2024 (05.12.2024) 

 Anhörung beim BMG zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur nationalen 

Suizidprävention (05.12.2024) 
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 Pressemitteilung (10.09.2024') "Suizidpräventionsgesetz jetzt umsetzen" 

 TAGESSPIEGEL BACKGROUND (11.09.2024) „Suizidpräventionsgesetz auf der 

Vorhabenliste bis Jahresende“ 

 Pressemitteilung (05.12.2024) "Suizidpräventionsgesetz: BÄK sieht relevanten 

Nachbesserungsbedarf  

 

Ic – 14 Zukunftsfähigkeit der Gesundheitsversorgung der Bundeswehr durch Stärkung 

und strukturelle Weiterentwicklung des Sanitätsdienstes der Bundeswehr 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderung wurde u. a. in Gesprächen gegenüber dem Bundesminister der 

Verteidigung sowie bei der Veranstaltung „BÄK im Dialog“ sowie der begleitenden Pressearbeit 

adressiert. 

 

Ic - 15 Transparenz der Kosten im Not- und Rettungsdienst 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der AG Akut- und Notfallmedizin 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer fordert in ihrem Konzeptpapier „Akut- und notfall-

medizinische Versorgung aus ärztlicher Perspektive“ eine automatisierte Zusammenführung 

der in der Akut- und Notfallversorgung erhobenen Daten in einem Register zur Nutzung für 

Transparenz, Forschung und Qualitätsmanagement. Daten müssen digital und standardisiert 

erhoben und über Schnittstellen hinweg an allen beteiligten Einrichtungen sowie zu 

Analysezwecken nutzbar sein. Zudem fordert das Konzeptpapier die Vorhaltefinanzierung 

ausreichender struktureller und vor allem personeller Kapazitäten. Die Bundesärztekammer 

unterstützt daher insofern das Anliegen der Antragsteller, durch eine adäquate Datenbasis eine 

Grundlage auch für eine ausgewogene und angemessene Finanzierung der Leistungsbereiche in 

der Akut- und Notfallversorgung zu schaffen. Der Rettungsdienst ist auf Grund der föderalen 

Struktur in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich organisiert, so dass eine direkte 

Vergleichbarkeit zwischen den Bundesländern nicht immer gegeben ist. 

 

Ic – 16 Das elektronische Rezept und die Telematikinfrastruktur müssen 

funktionieren 

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer vertritt in ihrer Rolle als Gesellschafter der gematik die im 

Beschluss aufgeführten Forderungen nach Gewährleistung der Stabilität der Telematik-

infrastruktur im Produktivbetrieb. Sie begrüßt daher auch die im Referentenentwurf eines 

Gesetzes zur Schaffung einer Digitalagentur für Gesundheit (GDAG) vorgesehenen stärkeren 
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Durchgriffsrechte der gematik auf die Anbieter von Komponenten und Diensten der TI in den 

Fällen, in denen Funktionalität und Stabilität der TI nicht gewährleistet werden. 

Die im Beschluss aufgeführten Aspekte, durchgängige Nutzung des eRezeptes in allen 

Einrichtungen des Gesundheitswesens (z. B. Pflegeheimen) und bezogen auf alle Verordnungen 

(z. B. Betäubungsmittel, Heil- und Hilfsmittel) sind gesetzlich mit Einführungsterminen 

vorgesehen. Eine sofortige Nutzung des eRezeptes in diesen Bereichen setzt jedoch den Anschluss 

dieser Einrichtungen (z. B. Pflegeheime, Sanitätshäuser) an die Telematikinfrastruktur voraus, 

die ebenfalls mit gesetzlichen Terminen hinterlegt ist und noch nicht abgeschlossen ist. 

Durch den Bruch der Ampel-Koalition im November 2024 wurde das Gesetzgebungsverfahren 

zum GDAG nicht weiterverfolgt. Die Bundesärztekammer wird sich auch in der kommenden 

Legislaturperiode für die angesprochenen Anliegen einsetzen. 

 

Ic – 17 Verordnung von Medikamenten über die ATC-Klassifikation  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien. 

 

Ergebnis: Der Antrag wurde im Rahmen der Klausurtagung der Arzneimittelkommission der 

deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) beraten. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Zuständigkeit für 

die Zertifizierung der Praxisverwaltungssoftware bei der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 

(KBV) liegt, und folgende Sachlage konstatiert: 

Die Anatomisch-Therapeutisch-Chemische (ATC)-Klassifikation ist eine amtliche Klassifikation 

für pharmakologische Wirkstoffe: Wirkstoffe werden nach dem Organ oder Organsystem, auf 

das sie einwirken, und nach ihren chemischen, pharmakologischen und therapeutischen 

Eigenschaften in verschiedene Gruppen eingeteilt. Den Wirkstoffen ist eine definierte Tagesdosis 

(DDD) zugeordnet.  

Das ATC-System gewährleistet für die Präparate einen einheitlichen Bezug zur Angabe von 

Tagestherapiekosten und erleichtert Vergleiche zwischen Arzneimitteln. Die amtliche Fassung 

der ATC-Klassifikation ist eine Anpassung der WHO-ATC-Klassifikation an die spezifischen 

Belange des deutschen Arzneimittelmarktes und wird jährlich aktualisiert.  

Im Rahmen von Zulassungsverfahren ist ausschließlich der ATC-Code der WHO relevant. Viele 

Wirkstoffe treten daher mit einer vorläufigen ATC-Klassifikation (der WHO) auf den Markt ein 

und werden zum späteren Zeitpunkt einem neuen ATC-Code (deutsche amtliche Fassung) 

zugeordnet. Viele Wirkstoffe haben zudem aufgrund ihrer Indikationen mehrere ATC-Codes. 

Somit eignet sich die ATC-Klassifikation nicht für die ordnungsgemäße Verordnung von 

Arzneimitteln, weil sie im Gegensatz zur Wirkstoffverordnung keine eindeutige Zuordnung 

ermöglicht. Eine Verordnung mit ATC-Code wäre zudem bei biologischen Arzneimitteln 

unzulässig, weil sie die Unterscheidung zwischen Referenzarzneimittel und Biosimilars 

verhindert. Auch ist der ATC-Code ungeeignet, um – wie im Antrag angegeben – Probleme 

bezüglich der Lieferfähigkeit zu lösen. Eine Verordnung anhand von ATC-Codes würde nicht die 
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Rabattverträge zwischen einzelnen pharmazeutischen Unternehmern und Krankenkassen nach 

§ 130a Absatz 8 SGB V außer Kraft setzen; der Umgang der Apotheken mit Lieferengpässen 

würde sich folglich nicht ändern. 

 

Ic – 18 Wirkstoffnamen auf Arzneimittelverpackungen  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Der Vorstand der Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) hat das 

Anliegen beraten und folgende Sachlage konstatiert: 

§ 10 Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz - AMG) regelt die 

Kennzeichnung einer Arzneimittelverpackung, nicht deren Gestaltung. Die Bezeichnung des 

Arzneimittels, gefolgt von der Angabe der Stärke und der Darreichungsform, ist eine 

verpflichtende Angabe auf den Behältnissen (Primärverpackung) und den äußeren 

Umhüllungen von Arzneimitteln (Sekundärverpackung). Gleiches gilt für die Wirkstoffe nach Art 

und Menge. 

Die Bezeichnung hat die Funktion, das Arzneimittel eindeutig, klar und unverwechselbar zu 

kennzeichnen. Nach der Leitlinie des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte und 

des Paul-Ehrlich-Instituts zur Bezeichnung von Arzneimitteln (1) sowie auch nach den auf 

europäischer Ebene abgestimmten Regelungen wie u. a. der „Guideline on Summary of Product 

Characteristics“ (2) und der „Guideline on the acceptability of names for human medicinal 

products processed through the centralised procedure“ (3), ist die eindeutige Identifizierung 

eines Arzneimittels nicht möglich, wenn die konkrete Arzneimittelbezeichnung nur aus 

Beschreibungen des Arzneimittels besteht, also zum Beispiel nur aus der Wirkstoffangabe, ggf. 

ergänzt um die Stärke, sowie die Darreichungsform. Auch Ergänzungen um weitere 

Eigenschafts- bzw. Anwendungsbeschreibungen individualisieren das Arzneimittel nicht 

ausreichend. Bezeichnungen wie zum Beispiel „INN“, „INN x mg“, „INN x mg Filmtabletten“, 

„INN Zäpfchen“, auch mit Ergänzungen wie „akut“, „Schmerzsalbe“, „Haut“ werden nach diesen 

Vorgaben derzeit als unzulässig eingestuft. 

Die Arzneimittelbezeichnung ist zudem essenziell, um eine klare Unterscheidung von Produkten 

außerhalb des humanen Arzneimittelsektors wie Tierarzneimittel, Medizinprodukte, Kosmetika, 

Nahrungsergänzungs-, Lebens- oder Reinigungsmittel sicherzustellen. 

Die vordergründige Angabe des Wirkstoffes wird zudem nicht Arzneimitteln gerecht, bei denen 

der Wirkstoff als Base und Salz vorliegt (z. B. Valproinsäure vs. Natriumvalproat) oder auch als 

unterschiedliche Salze (z. B. Metoprolol tartrat vs. Metoprolol succinat). Auch die 

Unterscheidung zwischen retardierten und nicht retardierten Arzneiformen wäre ggf. 

erschwert. 

Der bundeseinheitliche Medikationsplan (BMP) sieht die Angabe des Wirkstoffs und des 

Handelsnamens ebenfalls vor (4). Dies ermöglicht die Zuordnung der Fertigarzneimittel, auch 

wenn sie aufgrund von Rabattverträgen nach § 130a Absatz 8 SGB V in der Apotheke 

ausgetauscht werden. 
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1. Leitlinie des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte und des Paul-Ehrlich-

Instituts zur Bezeichnung von Arzneimitteln. Version 8.2 vom 25.07.2023. 

2. Guideline on Summary of Product Characteristics (SmPC). September 2009. 

https://health.ec.europa.eu/document/download/6a043dea-7d0f-4252-947b-

cef58f53d37e_en   

3. Guideline on the acceptability of names for human medicinal products processed 

through the centralised procedure. 4. Dezember 2023. 

https://www.ema.europa.eu/en/documents/scientific-guideline/guideline-

acceptability-names-human-medicinal-products-processed-through-centralised-

procedure-revision-7_en.pdf 

4. https://www.kbv.de/media/sp/Medikationsplan_Beispiel_2023.pdf 

 

Ic – 19 Bessere Digitalisierung der Praxen durch gute Praxisverwaltungssysteme 

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer begrüßt, dass durch den Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Schaffung einer Digitalagentur für Gesundheit (GDAG) eine Prüfung von Funktionalität und 

Nutzerfreundlichkeit der Praxisverwaltungssysteme in die Zuständigkeit der gematik fallen soll. 

Verstöße der PVS-Anbieter gegen die gesetzlichen Vorgaben zur Interoperabilität und Usability 

sind zukünftig bußgeldbewehrt. Weiterhin begrüßt die Bundesärztekammer, dass die KBV die 

rechtliche Grundlage erhalten hat, mit den Verbänden für die IT-Systeme im Gesundheitswesen 

Rahmenvereinbarungen u. a. bezüglich Anforderungen an Nutzerfreundlichkeit zu schließen. 

Durch den Bruch der Ampel-Koalition im November 2024 wurde das Gesetzgebungsverfahren 

zum GDAG nicht weiterverfolgt. Die Bundesärztekammer wird sich auch in der kommenden 

Legislaturperiode für die angesprochenen Anliegen einsetzen. 

 

Ic – 20 Digitale Anwendungen der gematik effizienter und sicherer gestalten 

(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Die gematik bewegt sich auf dem Entwicklungspfad schrittweise hin zur sogenannten 

TI 2.0. Erste Anwendungen, wie z. B. die eRechnung oder das Versichertenstammdaten-

management 2.0 werden bereits Funktionalitäten der TI 2.0. nutzen Für einen Übergangs-

zeitraum wird es eine Parallelität der Nutzung von Diensten in der derzeit bestehenden 

technischen Architektur (TI 1.0) und der Weiterentwicklung (TI 2.0) geben. Dabei steht noch 

nicht abschließend fest, ob es zu einer völligen Ablösung von den Funktionen eines Konnektors 

oder zu einer Virtualisierung des Konnektors kommen wird. Es ist aber davon auszugehen, dass 

die physische Installation des Konnektors in den Arztpraxen perspektivisch abgelöst werden 

wird. 

 

https://www.kbv.de/media/sp/Medikationsplan_Beispiel_2023.pdf
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Ic – 21 Sektorübergreifende Nutzbarkeit des Bundeseinheitlichen Medikationsplans  

(Beschluss) Beratung in der AkdÄ 

 

Ergebnis: Das Thema soll im Rahmen der Fortschreibung des Aktionsplans Arzneimittel-

therapiesicherheit (AMTS) ab 2025 aufgegriffen werden. Der Vorstand der AkdÄ hat dies 

zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

Ic – 22 Digitalisierung des Impfpasses  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Einführung eines elektronischen Impfpasses hat sich gegenüber den ursprünglich 

vorgegebenen gesetzlichen Vorgaben verzögert. Grund hierfür ist die Priorisierung anderer 

Anwendungen, insbesondere des eRezeptes, der eArbeitsunfähigkeitsbescheinigung und der 

elektronischen Patientenakte. Zurzeit existiert kein verlässlicher Einführungstermin für einen 

elektronischen Impfpass. Um dem Anliegen des Beschlusses Nachdruck zu verleihen, wird dieser 

den Gesellschaftern der gematik (inkl. BMG) zugeleitet. 

 

Ic – 23 Sektorübergreifende Telematikinfrastruktur  

(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Die Einführung der Anwendungen der Telematikinfrastruktur findet zunächst – auch 

unter Androhung von Sanktionen – in der vertragsärztlichen Versorgung statt. Die Anbindung 

stationärer Einrichtungen findet unter Fristsetzung hinsichtlich der Nutzung einzelner 

Anwendungen der TI (z. B. eRezept im Rahmen des Entlassmanagements) statt. Der Beschluss 

wird den Gesellschaftern der gematik (u. a. BMG) zugeleitet. 

 

Ic – 24 Erhöhung der Zahl der Studienplätze Humanmedizin mit geeigneter Bund-

Länder-Finanzierung  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss "Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Die 

Forderungen werden dem BMG in einem Schreiben zugeleitet. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an den 

Bund adressierte Forderung, eine Erhöhung der Medizinstudienplätze finanziell rechtssicher und 

dem tatsächlichen Ausbildungsbedarf angemessen zu bezuschussen.  

Die Forderungen wurden ebenfalls in der AG „Fachkräftesicherung“ beraten und im Ergebnis mit 

einem präsidialen Schreiben dem Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet. 
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Ic – 25 Situation Arzneimittelengpässe – Arzneimittelversorgung sicherstellen  

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Forderungen wurden in den gemäß § 52b Abs. 3b AMG beim Bundesinstitut für 

Arzneimittel und Medizinprodukte eingerichteten Beirat für Liefer- und Versorgungsengpässe 

eingebracht, in dem die Bundesärztekammer durch die Arzneimittelkommission der deutschen 

Ärzteschaft (AkdÄ) vertreten ist. Ein Frühwarnsystem ist derzeit in der Aufbauphase. 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Pressemitteilung (08.07.2024) "69. Konsultativtagung der deutschsprachigen 

Ärzteorganisationen - Ärzteschaft fordert EU-Strategie gegen Arzneimittel-

Lieferengpässe" 

 

Ic – 26 Vergütung von ärztlichen Befundberichten und Gutachten  

(Vorstandsüberweisung) Die BÄK wird sich gegenüber den jeweiligen zuständigen Stellen 

(BA für Arbeit, BMJ, DRV, Versorgungsämter) für eine Umsetzung des Beschlusses einsetzen. 

 

Ergebnis: Die Verbesserung der Honorarsituation von Ärztinnen und Ärzten für deren 

Befundberichte oder Gutachten, welche von unterschiedlichen Institutionen angefragt werden, 

ist für die Bundesärztekammer ein wichtiges Anliegen.  

Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes und 

des Justizkostenrechts (Kostenrechtsänderungsgesetz 2025) aus dem Jahr 2024 sah eine 

Anpassung der Vergütung für Sachverständige nach dem JVEG vor. Eine pauschale 

Honorarerhöhung um 9 % war beabsichtigt. Die Bundesärztekammer hat in ihrer 

Stellungnahme deutlich gemacht, dass der Entwurf dem eigenen Anspruch – eine marktübliche 

Vergütung zu gewährleisten – nicht gerecht wurde. Die Bundesärztekammer hat deshalb eine 

zusätzliche Erhöhung der Honorare für ärztliche Gutachten eingefordert, da bislang ein 

deutliches Missverhältnis zur Vergütung anderer Gutachtergruppen besteht.  

Die Änderung des JVEG entsprechend des Referentenentwurfs wurde schließlich im Rahmen des 

Gesetzes zur Neuregelung der Vormünder- und Betreuervergütung und zur Entlastung von 

Betreuungsgerichten und Betreuern sowie zur Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 

und des Justizkostenrechts (Kosten- und Betreuervergütungsrechtsänderungsgesetz 2025 – 

KostBRÄG 2025) vom Bundestag beschlossen. Auch die notwendige Zustimmung des 

Bundesrates ist erfolgt. Die Änderungen am JVEG samt Honorarerhöhung um 9 % werden zum 

01.06.2025 in Kraft treten. 

Die Bundesärztekammer hat darüber hinaus sowohl die Bundesagentur für Arbeit als auch die 

DRV Bund aufgefordert, kurzfristig in Gespräche über eine Anpassung der Vergütung 

einzutreten. 

 



 128. Deutscher Ärztetag 
Mainz, 07.05. - 10.05.2024 

 
 

Beratungsergebnisse Seite 29 von 82 

Ic – 27 Organentnahme: Widerspruchslösung statt Entscheidungslösung  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Forderung nach Einführung einer Widerspruchslösung wurde wiederholt in den 

politischen Diskurs eingebracht, so in Kontakten mit dem BMG. Der Gesetzentwurf, der nach 

einer Initiative diverser Länder im Bundesrat im Dezember in den Bundestag eingebracht 

wurde (20/12609), wurde in einer Pressemitteilung der BÄK begrüßt („BÄK-Präsident 

Reinhardt für Widerspruchslösung bei der Organspende“, 05.12.2024).  

Die Stellungnahme der BÄK zu den Gesetzentwürfen des Bundesrats (s. o.) sowie einer Gruppe 

von Bundestagsabgeordneten wurde zur Anhörung im Gesundheitsausschuss des Deutschen 

Bundestags am 29.01.2025, in der die BÄK vertreten war, vorgelegt, die Einführung einer 

Widerspruchslösung begrüßt. 

 

Ic – 28 "ePA für alle" – Nutzerfreundlichkeit muss erhöht werden  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer vertritt in ihrer Rolle als Gesellschafter der gematik die im 

Beschluss aufgeführten Forderungen im Rahmen der Gremien in der gematik, in denen der 

Funktionsumfang der ePA zum Einführungstermin und in den weiteren Ausbaustufen sowie die 

Rahmenbedingungen einer Erprobung gehärtet werden. Die Forderungen decken sich in weiten 

Teilen mit den Positionen der weiteren Gesellschafter der Leistungserbringerseite. Der Beschluss 

wird den Gesellschaftern der gematik (u. a. BMG) zugeleitet. 

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Podcast "Sprechende Medizin" (02.12.2024) "Präsident Reinhardt: ePA für alle" 

 Gemeinsame Pressekonferenz mit dem Bundesgesundheitsminister am 15.01.2025 

 Pressemitteilung (15.01.2025) "Reinhardt: Erfolg der ePA hängt vom positiven Verlauf 

der Pilotphase ab" 

 

Ic – 29 Nachweisführung von Verbleib und Bestand von Betäubungsmitteln  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Dieser Beschlussantrag war bereits beim 127. DÄT 2023 eingebracht und auch 

damals an den Vorstand überwiesen worden. Im Auftrag des Vorstands hat sich der Ausschuss 

„Sucht und Drogen“ mit dem Anliegen befasst und sich dafür ausgesprochen, an der 

monatlichen Nachweispflicht festzuhalten. Dies wurde aufgrund der hohen Verantwortung, die 

sich aus dem Umgang mit Betäubungsmitteln ergibt, als erforderlich angesehen.  
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Ic – 30 Versicherungsschutz für die Personengruppe der studienbegleitend 

Promovierenden in der Medizin  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss Ausbildung und Universitätsmedizin, Beratung in der AG 

Arbeitsmedizin. 

 

Ergebnis: Der Beschluss ist identisch mit der Vorstandsüberweisung Ic - 11 des 127. Deutschen 

Ärztetages 2023 in Essen, die im Nachgang bereits ausführlich im Ausschuss „Ärztliche 

Ausbildung und Universitätsmedizin“ diskutiert wurde. Die erneuten Beratungen hierzu sind 

noch nicht abgeschlossen. 

 

Ic – 31 Bürokratieabbau  

(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Der G-BA hat im sozialgesetzlichen Auftrag und unter Rechtsaufsicht des BMG die zur 

Sicherung der ärztlichen Versorgung erforderlichen Richtlinien über die Gewähr für eine 

ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der Versicherten zu beschließen. 

Initiator der Regelungsdichte ist der Gesetzgeber, nicht der G-BA selbst.  

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Thesenpapier des Bündnis Gesundheit (19.09.204) "Zukunft des Gesundheitswesens 

ressortübergreifend sichern" sowie 

 Pressemittteilung (04.07.2024) "MFG - Verbände warnen vor neuer Bürokratie für 

Krankenhäuser",  

 

Ic – 32 Ressourcenschonung durch Deprescribing/Absetzstrategien  

(Beschluss) Beratung in der AkdÄ 

 

Ergebnis: Das Thema „Deprescribing/Absetzstrategien“ soll insbesondere im Rahmen der 

Fortschreibung des Aktionsplans Arzneimitteltherapiesicherheit (AMTS) ab 2025 aufgegriffen 

werden. Der Vorstand der AkdÄ hat dies zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Die Ständige Konferenz „Ärztliche Fortbildung“ unterstützt die Forderung, Informationen zu 

Deprescribing und Absetzstrategien als festen Bestandteil in Medikamenteninformationen zu 

integrieren und diesen Themen in Gesundheitsinformationen und Fortbildungen einen 

sichtbaren Stellenwert einzuräumen. Das Thema sollte insbesondere in ärztlichen 

Fortbildungen berücksichtigt werden. 
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Ic – 33 Befreiung des Bereitschaftsdiensts von der Sozialversicherungspflicht  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die BÄK hat sich gegenüber den Koalitionsparteien für eine entsprechende Regelung 

eingesetzt. Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, eine Regelung dazu zu treffen. Dort heißt es: 

„Wir schaffen eine gesetzliche Regelung, die die Sozialversicherungsfreiheit von Ärztinnen und 

Ärzten im Bereitschaftsdienst der Krankenversicherung ermöglicht…“. 

 

Ic – 34 Die fortschreitende Bürokratie im Gesundheitswesen macht mürbe und krank 

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Forderungen nach Bürokratieabbau unter Hinweis auf die Belastung von Ärztinnen 

und Ärzten wurden bereits initiativ oder anlassbezogen immer wieder seitens der 

Bundesärztekammer artikuliert. Erst kürzlich war dem BMG eine Liste mit zahlreichen 

konkreten Vorschlägen zum Bürokratieabbau übermittelt worden. Weitere Äußerungen der 

BÄK in diesem Sinne werden folgen.  

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Positionspapier (29.11.2024) zur Bundestagswahl 2025 "Fokus auf die Gesundheit: 

Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 Pressekonferenz (07.01.2025) Neujahrspressekonferenz 

 Pressemitteilung (07.01.2025) "Medizinische Versorgung sichern – BÄK fordert mutige 

Reformen" 

 

Ic – 35 "Off-Label-Use" von Arzneimitteln zur Sicherstellung der Patientenversorgung 

in begründeten Fällen zu Lasten der GKV ermöglichen  

(Beschluss) Beratung in der AkdÄ. 

 

Ergebnis: Zum Zeitpunkt der Antragsstellung waren die beiden diesbezüglich relevanten 

Verfahren beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG), 1 BvR 1863/23 und 1 BvR 2491/21, 

anhängig. Zwischenzeitlich ist zu dem Verfahren 1 BvR 2491/21 ein Nichtannahmebeschluss 

des BVerfG ergangen. Ein solcher Beschluss ist unanfechtbar, so dass der Beschwerdeführer 

keine weiteren rechtlichen Schritte gegen diese Entscheidung einleiten kann. Der Vorstand der 

Arzneimittelkommission der deutschen Ärzteschaft (AkdÄ) hat sich mit dem Beschluss befasst. 

Vor einer Positionierung der Bundesärztekammer erscheint es sinnvoll, zunächst die 

Entscheidung des BVerfG zu dem weiterhin anhängigen Verfahren 1 BvR 1863/23 abzuwarten. 
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Ic – 37 Do-No-Harm-Prinzip in den Kapitalanlagestrategien der Versorgungswerke  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Ständigen Konferenz „Ärztliche Versorgungswerke“   

 

Ergebnis: Die SKO VW hat den Antrag in ihrer Sitzung vom 17.05.2025 beraten. Es wird u. a. 

festgestellt, dass alle Versorgungswerke Nachhaltigkeit in den jeweiligen Anlagestrategien 

berücksichtigt haben. Der Antrag wurde zur weiteren Befassung an die Versorgungswerke 

weitergeleitet. 

 

Ic – 38 Monitoring der Kammerinitiativen zur besseren Einbindung junger Ärztinnen 

und Ärzte in die Kammerarbeit  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Ständigen Konferenz der Vertreter der 

Geschäftsführungen der Landesärztekammer  

 

Ergebnis: Die Landesärztekammern setzen verschiedene Maßnahmen um, um junge Ärztinnen 

und Ärzte besser in die Kammerverwaltung einzubinden und ihre Perspektiven stärker zu 

berücksichtigen. In vielen Ärztekammern gibt es spezielle Ausschüsse oder Foren für junge 

Ärztinnen und Ärzte. Auch Mentoring-Programme wurden zu diesem Zwecke errichtet.  

In der Ständigen Konferenz der Vertreter der Geschäftsführungen der Landesärztekammern 

wird über vergleichbare Aktivitäten weiterer Landesärztekammern regelmäßig beraten. Auf 

dem Deutschen Ärztetag ist seit mehreren Jahren das Dialogforum mit jungen Ärztinnen und 

Ärzten etabliert. 

 

Ic – 39 Tempolimits im Straßenverkehr  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Forderung nach einem Tempolimit im Straßenverkehr wurde bereits von 

mehreren Deutschen Ärztetagen (u. a. 125. Deutscher Ärztetag 2021) erhoben und wurde von 

Seiten der Bundesärztekammer bereits mehrfach in den politischen und medialen 

Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess eingebracht, letztmalig bei einem Gespräch am 

17.04.2024 mit Stefan Gelbhaar MdB, verkehrspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion 

Bündnis 90/Die Grünen. 

 

Ic – 40 Energieeffizienz und Nachhaltigkeit von Kliniken steigern  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Forderungen werden in den Beratungen im Rahmen des Klimapaktes Gesundheit 

zum Thema „Klimaneutrales Gesundheitssystem“ eingebracht. Bezüglich des geforderten 

Sonderfonds werden Gespräche mit der DKG hinsichtlich möglicher Synergien zu der Forderung 

der DKG mach einem Krankenhaus-Klimaschutzfonds geführt.  
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Der Beschluss wurde den Ausschüssen "Stationäre Versorgung" und "Ambulante Versorgung" 

zur Kenntnis weitergeleitet. 

In der Stellungnahme der Bundesärztekammer zum Krankenhausverbesserungsgesetz wird 

darauf hingewiesen, dass für diese Anliegen ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung 

gestellt werden müssen. Die Forderungen wurden in die Beratungen im Rahmen des 

Klimapaktes Gesundheit zum Thema "Klimaneutrales Gesundheitssystem" eingebracht, unter 

anderem:  

 Pressemitteilung (04.11.024) "Klimawandel - Gesundheitsbezogener Klima- und 

Hitzeschutz - Lancet Policy Brief für Deutschland vorgestellt" 

 

Ic – 41 Verbesserung des UV- und Hitzeschutzes bei der Arbeit im Freien  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Beratung in der AG Arbeitsmedizin. 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer ist zu dieser Thematik an einem Umsetzungsprojekt des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales beratend beteiligt. Die Bundesärztekammer wurde 

hierzu gebeten, an einem Politik-Workshop "Klima und Arbeit" des BMAS teilzunehmen. Das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat insgesamt einen Kreis von 60-80 

ausgewählten Experten aus Wissenschaft, Organisationen und Verbänden aus dem 

betrieblichen Alltag zur Mitwirkung in der Politikwerkstatt "Klima wandelt Arbeit“ eingeladen. 

Es geht darum, die aktuellen Herausforderungen für gesunde und menschengerechte Arbeit im 

Kontext des Klimawandels in einem Multi-Stakeholder-Prozess zu diskutieren und konkrete 

Lösungen zu erarbeiten.  

Ferner wurden im Rahmen der Hitzeschutzaktivitäten des Bundesministeriums für Gesundheit 

Menschen, die im Freien arbeite, als eine Risikogruppe identifiziert. Zur Ansprache von 

Risikogruppen wurde ein Kommunikationskonzept erarbeitet, das spezifische 

Kommunikationsleitfäden enthält.  

Die AG Arbeitsmedizin der BÄK unterstützte die Aktivitäten des Beschlusses „Verbesserung des 

UV- und Hitzeschutzes bei der Arbeit im Freien“ in ihrer Sitzung vom 07.11.2024. 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Politische Kernforderungen (05.06.2024) zum "Hitzeaktionstag 2024"  

 

Ic – 42 Einführung eines Schulfachs "Gesundheit" an deutschen Schulen  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Das Schwerpunktthema des 127. Deutschen Ärztetages 2023 „Gesundheitsbildung: 

Vom Wissen zum Handeln“ wird innerhalb der Gremien der Bundesärztekammer weiter beraten. 

So befasst sich der Ausschuss „Public Health“ derzeit mit Möglichkeiten, Kooperationen und 

https://hitzeservice.de/wp-content/uploads/2024/05/BMG_Hitze_Kommunikationskonzept.pdf
https://hitzeservice.de/wp-content/uploads/2024/05/BMG_Hitze_Kommunikationskonzept.pdf
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Initiativen mit weiteren Akteuren aus dem Bildungs- und Gesundheitswesen einzugehen, die zur 

Verbesserung der Gesundheitsgesundheitskompetenz im Kindes- und Jugendalter beitragen 

können. Als äußerst wichtig wird dabei angesehen, Gesundheitsthemen stärker in den Schulen 

und in weiteren Bildungseinrichtungen zu verankern. Ob dies im Rahmen eines Schulfachs 

“Gesundheit” oder über die gezielte Aufnahme von Gesundheitsthemen in die Rahmenlehrpläne 

bestehender Unterrichtsfächer geschehen soll, ist noch nicht abschließend entschieden.  

 

Ic – 43 Freiberuflichkeit schützen und fördern  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt.  

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat die Forderung in öffentlichen Äußerungen eingebracht, 

unter anderem: 

 Positionspapier (29.11.2024) zur Bundestagswahl 2025 "Fokus auf die Gesundheit: 

Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 Pressekonferenz (07.01.2025) Neujahrspressekonferenz 

 Pressemitteilung (07.01.2025) "Medizinische Versorgung sichern – BÄK fordert mutige 

Reformen" 

 

Ic – 44 Gesundheit ist ein Menschenrecht  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Beratung im Erfahrungsaustausch der 

Menschenrechtsbeauftragten.  

 

Ergebnis: Beratung in der Sitzung des Erfahrungsaustausches der Menschenrechts-

beauftragten der Landesärztekammern am 14.10.2024: Durch den Film-Einspieler des 127. 

DÄT 2023 wird diese Botschaft in die politische Meinungsbildung getragen. Der Film-Einspieler 

ist abrufbar auf der Website der Bundesärztekammer. 

 

Ic – 45 Erhalt und Stärkung der komplementären ambulanten fachärztlichen 

Versorgung  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird sowohl vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" als auch vom 

Ausschuss "Ambulante Versorgung" unterstützt. Die Bundesärztekammer hat sich unter 

anderem in Hintergrundgesprächen im politischen Raum, im Gemeinsamen Schreiben 

https://www.bundesaerztekammer.de/themen/aerzte/menschenrechte
https://www.bundesaerztekammer.de/themen/aerzte/menschenrechte
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(06.08.2024) der Bundesärztekammer, des Deutschen Pflegerats, des Marburger Bundes und 

der Deutschen Krankenhausgesellschaft an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz,  im Thesenpapier des Bündnis Gesundheit 

(19.09.204) "Zukunft des Gesundheitswesens ressortübergreifend sichern ", in einer 

Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024 

für die Umsetzung der Forderungen des Beschlusses eingesetzt. 

 

Ic – 46 Prüfungsänderungen bei den medizinischen Staatsexamina – Chance nutzen, 

Fairness priorisieren 

(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unter 

Einbeziehung von Herrn Prof. Dr. med. Becker, Direktor des Instituts für medizinische und 

pharmazeutische Prüfungsfragen (IMPP); ggf. zusätzlich Schreiben an das IMPP 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an das 

Institut für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen (IMPP) adressierte Forderung, 

den Fokus der Prüfungen auf Inhalte zu legen, die für den späteren ärztlichen Beruf relevant 

sind, sowie die Fairness der Prüfungsinhalte zu priorisieren. Der Direktor des IMPP nahm 

themenbezogen an einer Sitzung des Ausschusses teil; die Umsetzung des Beschlusses wurde in 

diesem Rahmen diskutiert. Der Ausschuss betonte dabei die Bedeutung von Kooperationen 

zwischen verschiedenen Akteuren – wie Hochschulen, Ärztekammern und IMPP – um die 

Prüfungen zukunftsorientierter zu gestalten. 

 

Ic – 47 Katastrophenschutz in der Krankenhausreform festlegen  

(Vorstandsüberweisung) Die Forderungen werden in den politischen und medialen 

Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderungen dieses Antrags sind in die Forderungen der Bundesärztekammer zur 

Bundestagswahl 2025 eingeflossen („Fokus auf Gesundheit – Woran sich die neue 

Bundesregierung messen lassen muss“). Darin wird die Berücksichtigung des Krisenfalls in allen 

weiteren Gesetzgebungsverfahren gefordert, sowie verpflichtende, staatlich finanzierte 

Notfallübungen in allen Krankenhäusern. 

Zudem bildeten Krisenresilienz und Versorgungssicherheit des deutschen Gesundheitswesens das 

Schwerpunktthema der Veranstaltung „BÄK im Dialog“ 2024. 

Die Forderungen waren Gegenstand medialer Arbeit, z. B. 

 Pressemitteilung der Bundesärztekammer (04.06.2024) „Hitzeaktionstag am 05.05.2024 

Deutschland hitzeresilient machen – wir übernehmen Verantwortung“ 

 Pressemitteilung der Bundesärztekammer (10.10.2024) „BÄK im Dialog: Bedingt 

abwehrbereit? - Die Patientenversorgung auf den Ernstfall vorbereiten“ 

 Podcast „Sprechende Medizin“ zum Thema „Bedingt abwehrbereit“ (07.10.2024) 
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Zudem wird das Thema „Katastrophenschutz“ unter dem Gesichtspunkt Public Health im 

Arbeitskreis „Medizinisch-wissenschaftliche Bestandsaufnahme zu Public Health“ des 

Wissenschaftlichen Beirats der Bundesärztekammer diskutiert, der derzeit eine Stellungnahme 

auch zu diesem Gesichtspunkt erarbeitet. 

 

Ic – 48 Behandlung einer Geschlechtsdysphorie bei Minderjährigen  

(Beschluss) Auf den Beschluss ist mit einer Pressemitteilung hingewiesen worden. Austausch 

mit den zuständigen Fachgesellschaften. 

 

Ergebnis: Der Beschluss hat eine breite Resonanz in Medien, Öffentlichkeit und in der Fachwelt 

gefunden. Die Bundesärztekammer hat zu diesem Beschluss zahlreiche Schreiben erhalten und 

hat den Beschluss vielfach gegenüber den Fachkreisen und den Medien erläutert. Der Präsident 

der Bundesärztekammer hat sich zu der Thematik ausführlich mit Vertretern der beteiligten 

Fachgesellschaften ausgetauscht.  

 

Ic – 49 IT-Sicherheit in Krankenhäusern gewährleisten  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderung nach Bereitstellung finanzieller Mittel für den Aufbau und Erhalt einer 

resilienten IT-Sicherheitsinfrastruktur wurde in die Stellungnahme zum Krankenhaus-

versorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) aufgenommen. 

 

Ic – 50 Sexuellem Fehlverhalten im Gesundheitswesen entgegentreten  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Austausch mit der DKG 

 

Ergebnis: Die Landesärztekammern stehen ihren Mitgliedern zur Beratung zur Verfügung, 

wenn sie in ihrem beruflichen Umfeld Opfer von sexuellem Fehlverhalten geworden sind.  

Wenn Ärztinnen oder Ärzten sexuelles Fehlverhalten vorgeworfen wird, werden die Kammern 

im Rahmen der Berufsaufsicht tätig. In der Landesärztekammer Hessen wurde eine 

Ombudsstelle für Fälle von Missbrauch in ärztlichen Behandlungen eingerichtet, die betroffenen 

Patientinnen und Patienten eine vertrauliche Beratungsmöglichkeit bietet. Auch Ärztinnen und 

Ärzte können sich an diese Ombudsstelle wenden, um Fragen und Probleme mit Grenzwahrung 

und Missbrauch in Behandlungen zu bearbeiten und sich beraten zu lassen. In der Ständigen 

Konferenz der Vertreter der Geschäftsführungen der Landesärztekammern wird über den 

Umgang der Landesärztekammern mit diesen Themen regelmäßig sowie anlassbezogen 

beraten. 
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Ic – 51 Verpflichtende Hitzeaktionspläne in allen Städten und Gemeinden umsetzen 

(Beschluss) Die Forderung nach verpflichtenden Hitzeschutzplänen stellt eine der 

Kernforderungen aller an der Organisation des Hitzeaktionstags 2024 beteiligten 

Organisationen dar und wird im Rahmen der Pressekonferenz und der zentralen 

Veranstaltung am 05.06.2024 an Bund, Länder und Kommunen adressiert. 

 

Ergebnis: Die Verabschiedung von Hitzeaktionsplänen stellt eine wesentliche Maßnahme zur 

Verbesserung des gesundheitsbezogenen Hitzeschutzes dar. Aus diesem Grunde stellte die 

Forderung nach verpflichtenden Hitzeschutzplänen auch eine der Kernforderungen aller an der 

Organisation des Hitzeaktionstages 2024 beteiligten Organisationen dar und wurde im Rahmen 

einer Pressekonferenz und der zentralen Veranstaltung am 05.06.2024 an Bund, Länder und 

Kommunen adressiert, unter anderem: 

 Pressemitteilung (04.11.024) "Klimawandel - Gesundheitsbezogener Klima- und 

Hitzeschutz - Lancet Policy Brief für Deutschland vorgestellt" 

 Politische Kernforderungen (05.06.2024) zum "Hitzeaktionstag 2024" 

 

Ic – 52 Einführung einer eigenen Ziffer im Einheitlichen Bewertungsmaßstab für 

Präventionsgespräche in der Patientenberatung 

(Vorstandsüberweisung) Adressierung der Forderung in einem Schreiben an GKV-SV und 

KBV 

 

Ergebnis: Die Forderung betrifft die vertragsärztliche Vergütung und richtet sich damit an die 

Kassenärztliche Bundesvereinigung und deren Vertragspartner.  

Die Bundesärztekammer hat dennoch im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens zum Entwurf 

des Gesunden-Herz-Gesetzes das Vorhaben unterstützt, im SGB V eine Regelung aufzunehmen, 

wonach der Bewertungsausschuss im EBM eine Vergütung für Präventionsempfehlungen zu 

Nikotin- und Tabakentwöhnung zu beschließen hat. Ergänzend dazu hat sich die 

Bundesärztekammer dafür eingesetzt, dass die Schaffung einer EBM-Nummer für die 

Präventionsempfehlung nicht nur explizit auf die Nikotin- und Tabakentwöhnung bezogen sein 

sollte. Die Bundesärztekammer wird sich auch in der neuen Legislaturperiode für dieses 

Anliegen einsetzen. 

 

Ic – 53 Einführung einer eigenen Ziffer in der Gebührenordnung für Ärzte für 

Präventionsgespräche in der Patientenberatung  

(Vorstandsüberweisung) Schreiben an das BMG nach Beratung im Ausschuss GOÄ, 

Erörterung mit dem PKV-Verband im Rahmen der Gespräche zur Novellierung der GOÄ. 

 

Ergebnis: Der Entwurf einer novellierten GOÄ ermöglicht die Abrechnung von Präventions-

gesprächen über die besser bewerteten und nicht durch Abrechnungsbeschränkungen 
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eingegrenzten Beratungsleistungen. Explizit ist klargestellt, dass im Zusammenhang mit einer 

Beratung zur Prävention auch die Erhebung einer Fremdanamnese berechnungsfähig ist. 

 

Ic – 54 Bürokratieabbau erfordert mutige Gesetzgebung  

(Beschluss) Beratung im Vorstand.  

 

Ergebnis: Die Vorlage eines Bürokratieentlastungsgesetzes wurde im Jahr 2024 vom BMG 

angekündigt. Forderungen nach Bürokratieabbau unter Hinweis auf die Belastung von 

Ärztinnen und Ärzten wurden bereits initiativ oder anlassbezogen immer wieder seitens der 

Bundesärztekammer artikuliert. Erst kürzlich war dem BMG eine Liste mit zahlreichen 

konkreten Vorschlägen zum Bürokratieabbau übermittelt worden. Insofern besteht kein neuer 

Handlungsbedarf durch den Beschluss. 

Die Forderungen waren Gegenstand medialer Arbeit, z. B. 

 Thesenpapier des Bündnis Gesundheit (19.09.204) "Zukunft des Gesundheitswesens 

ressortübergreifend sichern" 

 

Ic – 55 Subventionen in fossile Energieträger jetzt beenden  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Bereits im April 2023 hatte sich die Bundesärztekammer gemeinsam mit über 50 

weiteren Gesundheitsakteure aus Deutschland in einem offenen Brief dafür ausgesprochen, 

einen rechtlich verbindlichen, globalen Vertrag zum Ausstieg aus der Nutzung fossiler 

Brennstoffe (Fossil Fuel Non-Proliferation Treaty) zu schließen. 

 

Ic – 56 Kostenfreie Bereitstellung von Sprachmittlungsangeboten in Krankenhäusern 

und Arztpraxen  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Beratung im Erfahrungsaustausch der 

Menschenrechtsbeauftragten.  

 

Ergebnis: Beratung in der Sitzung des Erfahrungsaustausches der Menschenrechtsbeauftragten 

der Landesärztekammern am 14.10.2024: Ausreichende Finanzierung und kostenfreie 

Sprachmittlungsangebote für die medizinische Versorgung ist eine Forderung Deutscher 

Ärztetage, die stetig an die zuständigen politischen Entscheidungsträger adressiert wurde. 
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Ic – 57 Suchtmedizin in die Lehre integrieren  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“. Die 

Forderungen werden dem Medizinische Fakultätentag (MFT) sowie dem Verband der 

Universitätsklinika Deutschlands (VUD) in einem Schreiben übermittelt und in Gesprächen 

auf Vorstands- und Arbeitsebene weiterverfolgt. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an die 

medizinischen Fakultäten adressierte Forderung, die Suchtmedizin stärker – wie im NKLM 2.0 

vorgesehen – in die Lehre zu integrieren. Die Forderungen wurden dem Medizinischen 

Fakultätentag sowie dem Verband der Universitätsklinika Deutschlands in einem präsidialen 

Schreiben übermittelt und in Gesprächen auf Vorstands- und Arbeitsebene weiterverfolgt.  

 

Ic – 58 Der Umgang mit Menschen mit Behinderung sollte Teil des Medizinstudiums 

sein 

(Beschluss) Schreiben an den Beauftragten der Bundesregierung für die Belange von 

Menschen mit Behinderungen. Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und 

Universitätsmedizin“. 

Die Forderungen werden dem Medizinische Fakultätentag (MFT) sowie dem Verband der 

Universitätsklinika Deutschlands (VUD) in einem Schreiben übermittelt und in Gesprächen 

auf Vorstands- und Arbeitsebene weiterverfolgt. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an die 

medizinischen Fakultäten adressierte Forderung, den Umgang mit Patientinnen und Patienten 

mit Behinderung stärker in der Lehre abzubilden. Die Forderungen wurden dem Medizinischen 

Fakultätentag sowie dem Verband der Universitätsklinika Deutschlands in einem präsidialen 

Schreiben übermittelt und in Gesprächen auf Vorstands- und Arbeitsebene weiterverfolgt.  

 

Ic – 59 Sanitätsdienst der Bundeswehr – Unabhängigkeit stärken, zivil-militärische 

Zusammenarbeit ausbauen, Chief Medical Officer (CMO) einsetzen  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Die Forderungen des Antrags überschneidet sich weitgehend mit dem Beschluss 

Ic - 14 und werden in den politischen und medialen Meinungsbildung- und 

Entscheidungsprozess eingebracht. 
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Ic – 60 Etablierung von New Work in Kliniken  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Auseinandersetzung mit dem Thema New Work ist für Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer gleichermaßen von Bedeutung und wesentliche Prinzipien prägen die moderne 

Arbeitswelt. Die Ärztekammer Berlin hat sich hierzu bspw. in einem Artikel in „Berliner 

Ärzt:innen“ auseinandergesetzt. Zuletzt wurde auch eine Veranstaltung zum Thema 

„Topsharing: Geteilte Führung, doppelte Erfahrung“ durchgeführt.  

Zur besseren Kooperation von Ärztinnen und Ärzten mit anderen Gesundheitsfachberufen führt 

die Bundesärztekammer jährlich die Fachberufekonferenz mit Vertretern der Spitzenverbände 

der Gesundheitsfachberufe durch. Zudem wird die interprofessionelle Zusammenarbeit 

regelhaft im Ausschuss Medizinische Fachberufe der Bundesärztekammer beraten. 

 

Ic – 61 Diskriminierungsfreie Elternzeit für Ärzte und Ärztinnen ermöglichen  

(Beschluss) Austausch mit der DKG. 

 
Ergebnis: Der Vorstand der Bundesärztekammer unterstützt die Zielsetzung des Antrages. Die 

Bundesärztekammer wird sich im Austausch mit den Arbeitgebern weiterhin für dieses Anliegen 

einsetzen.  

 

Ic – 62 Erhalt der Nationalen VersorgungsLeitlinien  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Das Anliegen des Antrags wurde in den Gremien der Bundesärztekammer mit dem Ziel 

beraten, die Nationalen VersorgungsLeitlinien (NVL) zu erhalten. Dazu fand ein intensiver 

Austausch mit der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der Arbeitsgemeinschaft der 

Wissenschaftlich Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF) statt. Im Ergebnis wird das 

Zentralinstitut für die kassenärztliche Versorgung (Zi) künftig die operative Koordination und 

Redaktion der NVL übernehmen. Die Herausgeberschaft wird künftig gemeinsam 

wahrgenommen. Bundesärztekammer, Kassenärztliche Bundesvereinigung und AWMF begleiten 

das Programm als Schirmherrinnen.  

 

Unter anderem: 

 Pressemitteilung vom 03.02.2025 zur Fortführung der NVL 
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Ic – 63 Prävention gesundheitlicher Auswirkungen der Teillegalisierung von Cannabis 

sowie deren ganzheitliche und transparente Evaluation  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Der Vorstand der Bundesärztekammer unterstützt das Anliegen der Antragsteller. Die 

in dem Antrag zum Ausdruck kommende Kritik sowie die Forderungen sind zu großen Teilen 

deckungsgleich mit der schriftlichen Stellungnahme, die die Bundesärztekammer bei der 

Anhörung des Gesundheitsausschusses des Bundestags zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Konsumcannabisgesetz und des Medizinal-Cannabisgesetzes am 03.06.2024 eingereicht hatte.  

 

Ic – 64 Unterstützung neuer Versorgungsformen – videogestützte Substitution  

(Vorstandsüberweisung) Der Ausschuss „Sucht und Drogen“ hatte sich bereits in seiner 

Sitzung vom 12.12.2022 für die Durchführung eines Modellprojekts der videogestützten 

Substitutionsbehandlung und deren Evaluation ausgesprochen. Entsprechend sollten die 

Kostenträger durch Förderung der Entwicklung und Finanzierung von innovativen 

Versorgungsformen dazu beitragen.  

 

Ergebnis: Der Vorstand der BÄK hat die Thematik beraten und wird sich auch weiterhin mit den 

Perspektiven für die substitutionsgestützte Behandlung befassen. 

 

Ic – 66 Aufklärung über Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht vergüten  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Ausschuss GOÄ. 

 

Ergebnis: Die Forderung des Antrags nach verstärkten Bemühungen des Gesetzgebers zur 

Aufklärung über Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht wird unterstützt. Eine ärztliche 

Beratung ist bei gesetzlich Versicherten als individuelle Gesundheitsleistung möglich. 

 

Ic – 67 Ethik-Beratungen vergüten  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Ausschuss GOÄ. 

 

Ergebnis: Die Zentrale Ethikkommission bei der Bundesärztekammer hat das Anliegen 

bereits im Rahmen ihrer Stellungnahme zur „Außerklinischen Ethikberatung“ geäußert.  

Zu dem Antrag erfolgte darüber hinaus ein Austausch in der Ständigen Konferenz der Vertreter 

der Geschäftsführungen der Landesärztekammern. Berichtet wird über ambulant tätige 

Ethikberatungen, deren Aufwendungen z. T. über Spenden finanziert werden, in anderen 

Bundesländern beteiligen sich die Städte oder Krankenkassen an der Finanzierung. 
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Ic – 68 Verbesserung der zukünftigen gesundheitlichen Versorgung durch 

flächendeckende Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte für Geflüchtete 

(Beschluss) Beratung im Erfahrungsaustausch der Menschenrechtsbeauftragten  

 

Ergebnis: Beratung in der Sitzung des Erfahrungsaustausches der Menschenrechtsbeauftragten 

der Landesärztekammern am 14.10.2024.  

Die bundesweite Einführung einer elektronischen Gesundheitskarte ist eine Forderung 

Deutscher Ärztetage, die wiederholt an die zuständigen politischen Entscheidungsträger 

adressiert wurde. 

 

Ic – 69 Gesetzliche Regelung zum assistierten Suizid  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat sich wiederholt gegenüber Politik und Medien dafür 

ausgesprochen, ein Suizidpräventionsgesetz und – nach einer eingehenden gesellschaftlichen 

und parlamentarischen Debatte - eine gesetzliche Regelung zur Suizidhilfe zu erlassen.  

 

Ic – 70 Assistierter Suizid ist keine ärztliche Aufgabe  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Position der Bundesärztekammer zu den angesprochenen Fragen ergibt sich aus 

dem Papier "Hinweise der Bundesärztekammer zum ärztlichen Umgang mit Suizidalität und 

Todeswünschen nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu § 217 StGB" und deckt sich 

weitgehend mit den Forderungen dieses Antrags.  

 

Ic – 71 Weniger Bürokratie – mehr Patientensicherheit  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat in ihren Stellungnahmen zu den im Beschluss genannten 

Gesetzen (KHVVG, GVSG und Krankenhaustransparenzgesetz) und darüber hinaus kritisch auf 

die dadurch induzierte Bürokratie hingewiesen. 

 

Die Forderungen waren Gegenstand medialer Arbeit, z. B. 

 Thesenpapier des Bündnis Gesundheit (19.09.204) "Zukunft des Gesundheitswesens 

ressortübergreifend sichern"  

 Pressemittteilung (04.07.2024) "MFG - Verbände warnen vor neuer Bürokratie für 

Krankenhäuser",  
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Ic – 72 Facharztpraxen in der ambulanten Medizin sind zur Aufrechterhaltung von 

Versorgungsqualität und -umfang unverzichtbar  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 

dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird sowohl vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" als auch vom 

Ausschuss "Ambulante Versorgung" unterstützt. Die Bundesärztekammer hat sich unter 

anderem in Hintergrundgesprächen im politischen Raum, im Gemeinsamen Schreiben der 

Bundesärztekammer, des Deutschen Pflegerats, des Marburger Bundes und der Deutschen 

Krankenhausgesellschaft an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages zum 

Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (06.08.2024) für die Umsetzung der Forderungen 

des Beschlusses eingesetzt. 

 

Ic – 75 Rechtssichere und insbesondere datenschutz- und urheberrechtlich 

einwandfreie sowie marktgerechte Gestaltung des Europäischen Raums für 

Gesundheitsdaten (European Health Data Space – EHDS)  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die BÄK hat sich seit Vorstellung des EHDS-Verordnungsvorschlags im Mai 2022 

wiederholt gegenüber der Europäischen Kommission, dem Europäischen Parlament (EP), dem 

BMG und der Ständigen EU-Vertretung Deutschlands in den europäischen gesetzgeberischen 

Prozess eingebracht, teilweise über CPME und gemeinsam mit anderen Organisationen der 

freien Berufe. Der im März 2024 erzielte und am 24.04.2024 vom EP angenommene 

Kompromiss ermöglicht Patienten einen Widerspruch gegen die Weitergabe ihrer Daten an 

andere Praxen oder Gesundheitseinrichtungen (Primärnutzung), und gegen die Weitergabe zu 

weiteren Zwecken (Sekundärnutzung). Außerdem wird es möglich sein, in Deutschland 

Arztpraxen von der Pflicht auszunehmen, Daten auf Anfrage zu Sekundärnutzungszwecken zur 

Verfügung zu stellen. Damit wird das Datenschutzinteresse von Patienten, sowie das Interesse 

von Praxen berücksichtigt, von versorgungsfremder, durch die Sekundärnutzung bedingter 

Mehrarbeit verschont zu bleiben. 

Die EHDS-Verordnung sieht vor, dass Sekundärnutzer für die Bereitstellung von Daten ein 

Entgelt im Sinne einer Aufwandsentschädigung zahlen. 

Inhaltliche Änderungen der Verordnung sind seit März 2024 nicht mehr möglich. 

 

Ic – 76 Intravenöse Sedierung erfordert ärztliche Kompetenz 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien. 

 

Ergebnis: Der Beschluss wurde in Gesprächen mit der Bundeszahnärztekammer und 

Fachverbänden erörtert.  
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Ic – 77 Ärztliche Überweisung ersetzt keine Konsiliarberichte für Behandlungen bei 

nicht-ärztlichen Psychotherapeuten  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Arbeitsgruppe „Psychiatrie, Psychosomatik, 

Psychotherapie.  

 

Ergebnis: Die AG „Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie“ hat sich in ihrer Sitzung vom 

11.06.2024 für die Beibehaltung des Erfordernisses des ärztlichen Konsiliarberichts 

ausgesprochen. Der Vorstand der Bundesärztekammer hat dies in seiner Sitzung vom 

13. – 15.06.2024 zustimmend zur Kenntnis genommen. Die Bundesärztekammer wird das 

Anliegen weiterhin im Blick behalten.  

 

Ic – 78 Erhalt der ärztlichen Psychotherapie 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Arbeitsgruppe „Psychiatrie, Psychosomatik, 

Psychotherapie. 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der AG Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie vom 

11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 13. – 15.06.2024 

vorgelegt. 

Die AG PPP unterstützt die Forderung an die Politik, ärztliche Psychotherapie zu stärken, 

Attraktivität der P-Fächer zu fördern und die Qualität in der differenzierten Behandlung 

psychisch kranker Menschen zu erhalten. Die Bundesärztekammer wird sich auch weiterhin in 

diesem Sinne in den politischen und medialen Meinungsbildungsprozess einbringen. 

 

Ic – 79 Konsequente Stärkung der ärztlichen Psychotherapie  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Arbeitsgruppe „Psychiatrie, Psychosomatik, 

Psychotherapie. 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der Sitzung der AG Psychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie vom 11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 

13. – 15.06.2024 vorgelegt: 

Erhalt und Stärkung der Ärztlichen Psychotherapie in ihrer Vielfalt und der spezifischen 

Kompetenz: Mehr Studienplätze und eine deutlich stärkere inhaltliche Beachtung von 

Psychotherapie, Psychosomatik und Psychiatrie in der Lehre, bessere Weiterbildungs-

bedingungen, adäquate Vergütung der Sprechenden Medizin und die Bedeutung der ärztlichen 

Kompetenz für die Steuerung der Patientenversorgung deutlicher herausstellen.  

Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ nimmt die Forderungen zur Kenntnis und 

setzt sich bereits für eine Stärkung der ärztlichen Psychotherapie im Bereich der Weiterbildung 

ein. 
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Ic – 80 Verhinderung des Ärztemangels: Hier Verbesserung der Rahmenbedingungen 

zur Fortführung der ärztlichen Tätigkeit nach Eintritt in das Renteneintrittsalter 

durch Fortfall der Bereitschaftsdienstverpflichtung 

(Beschluss) fachliche Prüfung der landesrechtlichen Regelungen und Beratung in 
SKO Rechtsberater, Beratung im Vorstand 
 
Ergebnis: Die rechtlichen Aspekte wurden gemeinsam mit den Rechtsberatern der 

Landesärztekammern erörtert. Das spezifische Anliegen des Antrags 

(Bereitschaftsdienstverpflichtung) ist Sache der Regelung vor Ort durch die 

Landesärztekammern. Die Bundesärztekammer wird sich weiterhin für eine Verbesserung der 

Rahmenbedingungen der Fortführung der ärztlichen Tätigkeit auch nach Eintritt in das 

Rentenalter einsetzen.  

 

Ic – 81 Finanzierung von Sprachvermittlerinnen und Sprachvermittlern jetzt! 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Beratung im Erfahrungsaustausch der 

Menschenrechtsbeauftragten. 

 

Ergebnis: Beratung in der Sitzung des Erfahrungsaustausches der Menschenrechtsbeauftragten 

der Landesärztekammern am 14.10.2024: Ausreichende Finanzierung und kostenfreie 

Sprachmittlungsangebote für die medizinische Versorgung ist eine Forderung Deutscher 

Ärztetage, die wiederholt an die zuständigen politischen Entscheidungsträger adressiert wurde. 

 

Ic – 82 Berufspolitischen Nachwuchs fördern, "Junge Kammern" fördern  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Ständigen Konferenz der Vertreter der 

Geschäftsführungen der Landesärztekammern  

 

Ergebnis: Es findet ein regelmäßiger Austausch in den zuständigen Gremien der 

Bundesärztekammer statt. Auf dem Deutschen Ärztetag wird zudem seit mehreren Jahren das 

Dialogforum mit jungen Ärztinnen und Ärzten etabliert (siehe dazu auch die Erläuterungen zu 

Antrag Ic-38) 

 

Ic – 84 Gerontopsychiatrie ist keine Verwahrpsychiatrie  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der AG PPP; Beschluss wird den Ausschüssen 

"Ambulante Versorgung" und "Stationäre Versorgung" zur Kenntnis zugeleitet 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der Sitzung der AG Psychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie vom 11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 

13. – 15.06.2024 vorgelegt. 
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Die AG PPP bekräftigt die Notwendigkeit, Versorgungsfragen mit Blick auf die 

Gerontopsychiatrie zu stärken. Die Formulierung einer spezifischen gerontopsychiatrischen OPS 

ist jedoch kritisch zu sehen. Eine Leistungserfassung und damit eine Finanzierung, die alle 

Aspekte der Versorgung berücksichtigt, sollte die Zielsetzung sein und nicht eine Einzel-OPS bzw. 

Hybrid-OPS. 

 

Ic – 85 Verankerung der spezialisierten multimodalen Schmerzmedizin in der 

Klinikreform  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. 

 

Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Bundesärztekammer wird die Inhalte des Beschlusses bei den Arbeiten im 

Leistungsgruppenausschuss gemäß § 135e Absatz 3 SGB V berücksichtigen. 

 

Ic – 86 Schaffung einer unabhängigen Anlaufstelle für Ärztinnen und Ärzte in Fällen 

von Diskriminierung 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Ständigen Konferenz der Vertreter der 

Geschäftsführungen der Landesärztekammern  

 

Ergebnis: Die Landesärztekammern stehen ihren Mitgliedern zur Beratung zur Verfügung, 

wenn sie in ihrem beruflichen Umfeld Opfer von sexuellem Fehlverhalten geworden sind. 

Wenn Ärztinnen oder Ärzten sexuelles Fehlverhalten vorgeworfen wird, werden die Kammern 

im Rahmen der Berufsaufsicht tätig. In der Landesärztekammer Hessen wurde eine Ombuds-

stelle für Fälle von Missbrauch in ärztlichen Behandlungen eingerichtet, die betroffenen 

Patientinnen und Patienten eine vertrauliche Beratungsmöglichkeit bietet. Auch Ärztinnen und 

Ärzte können sich an diese Ombudsstelle wenden, um Fragen und Probleme mit Grenzwahrung 

und Missbrauch in Behandlungen zu bearbeiten und sich beraten zu lassen. In der Ständigen 

Konferenz der Vertreter der Geschäftsführungen der Landesärztekammern wird über den 

Umgang der Landesärztekammern mit diesen Themen regelmäßig sowie anlassbezogen 

beraten. 

 

Ic – 87 Einsatz künstlicher Intelligenz (KI) in der Medizin – Gewährleistung von 

globalen Mindeststandards für vertrauenswürdige KI  

(Beschluss) Ein Teil der Forderungen wurde von der Zentralen Ethikkommission in ihrer 

Stellungnahme „Entscheidungsunterstützung ärztlicher Tätigkeit durch KI“ behandelt; zudem 

derzeit Beratung in den bereits befassten, fachlich zuständigen Gremien mit den vom 

Vorstand der Bundesärztekammer beschlossenen Schwerpunkten. 
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Ergebnis: Der Vorstand der Bundesärztekammer hat KI als Schwerpunktthema der aktuellen 

Wahlperiode ausgewählt. Es wurden zwei parallele Bearbeitungsstränge mit unterschiedlichen 

Schwerpunkten vorgegeben, die jeweils ein Papier hervorbrachten. In der von einem 

Arbeitskreis des Wissenschaftlichen Beirats erarbeiteten Stellungnahme „KI in der Medizin“ 

wird aus der medizinisch-wissenschaftlichen Perspektive der Status quo der Anwendung von KI 

in der Medizin abgebildet, um sodann Anforderungen für ihren Einsatz in der Medizin, auch aus 

ethischer und rechtlicher Sicht, abzuleiten. Die vom Arbeitskreis fachlich konsentierte und vom 

Vorstand der Bundesärztekammer beschlossene Stellungnahme soll auf der Grundlage des 

aktuellen Stands der medizinischen Wissenschaft und Technik über Chancen und Risiken 

informieren. Auf Basis von Werkstattgesprächen mit Experten aus Politik, Krankenkassen, 

Krankenhauskonzernen, Pharmaverbänden, Industrieverbänden, Big Tech, Startups, 

Forschungseinrichtungen, Patientenverbänden und dem Bündnis Junger Ärztinnen und Ärzte 

wurde vom Ausschuss „Digitalisierung in der Gesundheitsversorgung“ ein Thesenpapier zur 

Entwicklung des KI-Einsatzes in der Gesundheitsversorgung in den kommenden drei bis fünf 

Jahren verfasst, in dem sich ergebende Chancen und Herausforderungen vorwiegend aus der 

Perspektive nicht-ärztlicher Stakeholder (“Außenperspektive”) analysiert sowie Anforderungen 

und Handlungsempfehlungen an Politik und Ärzteschaft abgeleitet werden. Beide Papiere 

sollen eine Diskussion über diese neuen Entwicklungen sowohl mit Blick auf den 129. 

Deutschen Ärztetag 2025 in Leipzig wie auch darüber hinaus unterstützen. 

 

Ic – 88 In einem geplanten Register der Heilberufe muss der Ausbildungsgang 

eindeutig erkennbar werden  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der AG Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie vom 

11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 13.– 15.06.2024 

vorgelegt. In einem geplanten Register der Heilberufe muss der Ausbildungsgang eindeutig 

erkennbar werden. Sowohl die stationäre als auch der ambulante Bereich kann nur durch 

ärztliche Verantwortung gesteuert werden.  

 

Ic – 89 Bundesweite Erhebung der Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Ständigen Konferenz Ärztliche Weiterbildung  

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ nimmt die Forderung zur Kenntnis 

und weist darauf hin, dass eine belastbare statistische Erhebung über die Weiterzubildenden 

u. a. für die Bewertung von weiterbildungsspezifischen Fragestellungen und für die politische 

Argumentation herangezogen werden kann. Die strukturierte Erfassung von Weiterzubildenden 

wird in der politischen Diskussion zunehmend thematisiert. Bisher wird im Rahmen der 

Ärztestatistik nur die Anzahl der Ärztinnen und Ärzte ohne abgeschlossene Weiterbildung 

erfasst. Informationen aus dem eLogbuch könnten ggf. herangezogen werden, um die Anzahl 

http://www.wbbaek.de/stellungnahmen/ki-in-der-medizin
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derjenigen Ärztinnen und Ärzte zu bestimmen, die aktiv den Erwerb eines Facharzttitels 

anstreben. Darüber hinaus werden im eLogbuch der angestrebte Facharzttitel sowie die bisher 

absolvierten Weiterbildungsabschnitte hinterlegt, sodass unter Idealbedingungen Prognosen 

möglich werden könnten. Darüber hinaus betreibt die LÄK Hessen ein Weiterbildungsregister; 

weitere Kammern beabsichtigen diesem Vorbild zu folgen und ein eigenes Weiterbildungs-

register aufzubauen. Auch die im Weiterbildungsregister enthaltenen Daten können zum 

besseren Verständnis des Weiterbildungsgeschehens in einigen Kammergebieten herangezogen 

werden. Diese beiden Informationsquellen könnten sich gegenseitig ergänzen. 

 

Ic – 90 Rahmenbedingungen zur Verbesserung der Vereinbarkeit von ärztlicher 

Erwerbstätigkeit und Sorgearbeit gesetzlich verankern  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer setzt sich seit Jahren gegenüber den politischen 

Verantwortungsträgern und den Arbeitgebern für eine Verbesserung der Vereinbarkeit von 

ärztlicher Erwerbstätigkeit und Sorgearbeit ein. Sie hat dies auch im Vorfeld der Bundestagswahl 

getan und wird diesen Einsatz auch gegenüber der neuen Bundesregierung fortsetzen. 

 

Ic – 91 Fortführung der Nationalen VersorgungsLeitlinien nach Beendigung der 

Tätigkeit des Ärztlichen Zentrums für Qualität in der Medizin  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand.  

 
Ergebnis: siehe Ergebnis zu Ic – 62  

 

Ic – 92 IT-Sicherheit in Haus- und Facharztpraxen finanziell absichern  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 
und Entscheidungsprozess eingebracht. 
 

Ergebnis: Die Forderung, ausreichend finanzielle Mittel für die Sicherheit von IT-Strukturen in 

Arztpraxen zur Verfügung zu stellen, wurde von der Bundesärztekammer in den Stellung-

nahmeverfahren zu den Digitalgesetzen wiederholt eingebracht.  

 

Ic – 93 Beratungsergebnisse ins Ärztetagsportal einstellen  

(Vorstandsüberweisung) Die technische Umsetzbarkeit wird derzeit geprüft. ggf. 

Berücksichtigung bei der Weiterentwicklung des Abgeordnetenportals. 

 

Ergebnis: Umsetzung ab dem 129. Deutschen Ärztetag 2025  
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Ic – 94 Opt-Out bei ePA nicht durch Abrechnungsregularien konterkarieren  
(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Nach den Vorgaben des Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetzes (GVSG) wurde 

eine sogenannte Vorhaltepauschale zur Erfüllung der hausärztlichen Versorgung im § 87 Abs. 

2q SGB V eingeführt; diese Pauschale sollte vom Bewertungsausschuss festgelegt und an 

bestimmte Voraussetzungen geknüpft werden. Eine der Voraussetzungen ist die regelmäßige 

Nutzung der Anwendungen der Telematikinfrastruktur. In der Gesetzesbegründung findet sich 

eine Konkretisierung: “In den Voraussetzungen soll auch aufgenommen werden, dass beim 

überwiegenden Anteil der zu versorgenden Patienten eine regelhafte Pflege der elektronischen 

Patientenakte stattfindet.“ Der Beschluss Ic - 94 suggeriert, dass durch diese Konditionierung 

Ärztinnen und Ärzte sich veranlasst sehen könnten, Einfluss auf die freie Entscheidung der 

Patientinnen und Patienten, sich der Anlage einer ePA zu widersprechen, auszuüben.  

Die Konditionierung – Zahlung der Vorhaltepauschale und Nutzung der ePA – bezieht sich 

allerdings nicht auf alle Patientinnen und Patienten, sondern nur auf die Patientinnen und 

Patienten, die sich nicht gegen eine ePA entschieden haben und bei denen dann eine regelhafte 

Pflege der ePA zu erfolgen hat.  

 

Ic – 96 Speicherung wesentlicher Patientendaten auf der elektronischen 

Gesundheitskarte dient der sinnvollen Steuerung 

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die eGK sieht seit mehreren Jahren die Möglichkeit der Speicherung des 

elektronischen Medikationsplans und des Notfalldatensatzes vor. Es ist allerdings festzustellen, 

dass beide Anwendungen auf der eGK nicht die erhoffte Verbreitung gefunden haben.  

Mit der „ePA für alle“ ab 2025 wird der eMP nur noch als Anwendung in der ePA zur Verfügung 

stehen. D. h. Patienten, die sich gegen die ePA entscheiden (opt-out), werden nur noch für die 

Gültigkeit der Laufzeit der jeweiligen eGK über einen dort abgelegten eMP verfügen. Die 

anschließend ausgegebene eGK wird nicht mehr als Ablageort des eMP dienen. Diese 

Einschränkung der Wahlfreiheit des Patienten hat die Bundesärztekammer gemeinsam u. a. mit 

Patientenvertretern in den Stellungnahmeverfahren zu den Einführungsgesetzen der „ePA für 

alle“ und den Anhörungen zu entsprechenden Gesetzgebungsverfahren deutlich, aber letztlich 

erfolglos kritisiert. 

Die Möglichkeit der Ablage des Notfalldatensatzes auf der eGK wird weiterhin noch bei 

elektronischen Gesundheitskarten, die vor dem 01.01.2025 ausgegeben werden, für deren 

Laufzeit (i.d.R. 5 Jahre, d. h. bis 31.12.2029) bestehen bleiben. 

Die Information, ob der Versicherte in ein DMP eingeschrieben ist, wird in einer 

Weiterentwicklung des Versichertenstammdatenmanagements zur Verfügung gestellt. Mit einer 

Einführung ist nach Planungen der gematik in 2026 zu rechnen. 
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Ic – 97 Ärztliche Weiterbildung bei gesundheitspolitischer Gesetzgebung immer 

berücksichtigen  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Ständigen Konferenz Ärztliche Weiterbildung. 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“, der Ausschuss “Ambulante 

Versorgung” sowie der Ausschuss “Stationäre Versorgung” unterstützen das Anliegen der 

Antragsteller. Die Bundesärztekammer setzt sich in ihren Stellungnahmen hinsichtlich der 

relevanten Gesetzgebung dafür ein, dass die Bedarfe der ärztlichen Weiterbildung 

berücksichtigt werden, unter anderem: 

 Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) vom 

23.09.2024  

 Pressemitteilung (24.09.2024) "Krankenhausreform: Die Personalausstattung ist der 

Schlüssel zum Erfolg"  

 Pressemitteilung (09.10.2024) "Krankenhausreform - Wichtige Schritte bei der 

Personalbemessung und Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte"   

 Pressemitteilung (17.10.2024) "Krankenhausreform - Einige Verbesserungen, viele 

offene Fragen"  

 Pressemitteilung (22.11.2024) "KHVVG: Nach Inkrafttreten dringende Nachbesserungen 

angehen"  

 

Ic – 98 Das Praxisschild stärken für Transparenz  

(Beschluss) Die Forderungen wurden u. a. im Zuge der Stellungnahme zum GVSG in 

modifizierter Form in den politischen und medialen Meinungsbildungs- und 

Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderung nach mehr Transparenz zur Inhaberschaft von MVZ ist in den 

„Positionen der Bundesärztekammer zum Regelungsbedarf für Medizinische Versorgungszentren 

zur Begrenzung der Übernahme von MVZ durch fachfremde Finanzinvestoren und zur 

Gewährleistung einer qualitativ hochwertigen und umfassenden ambulanten Versorgung“ 

enthalten. Ebenfalls wurde die Forderung u.a. auch im Zuge der Stellungnahme der 

Bundesärztekammer Gesundheitsversorgungsstärkungsgesetz (GVSG) vom 05.11.2024 in 

modifizierter Form in den politischen und medialen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess 

eingebracht. Es erfolgte eine Information der Rechtsberater im Jour fixe der Rechtsberater der 

Ärztekammern am 28.01.2025.  

  



 128. Deutscher Ärztetag 
Mainz, 07.05. - 10.05.2024 

 
 

Beratungsergebnisse Seite 51 von 82 

Ic – 99 Schutz der Kinder und ihrer Rechte im Krieg  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- und 

Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ic – 100 Verhinderung von Gewalt gegen Frauen  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Es erfolgte eine Information der Rechtsberater im Jour fixe der Rechtsberater der 

Ärztekammern am 28.01.2025. Die Forderung wurde in den medialen Meinungsbildungs- und 

Entscheidungsprozess eingebracht, unter anderem in der Pressemitteilung (27.06.2024) 

"Weibliche Genitalverstümmelung ist eine Verletzung der Menschenrechte" 

 

Ic – 102 Fehlzeitenregelung im Praktischen Jahr  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ 

Zudem sind die Forderungen in der Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 10.08.2023 

zum überarbeiteten Referentenentwurf vom 15.06.2023 enthalten und werden auch bei ggf. 

weiteren Stellungnahmen im Rahmen der Reform der ärztlichen Approbationsordnung 

berücksichtigt. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an die 

Länder adressierte Forderung nach einer differenzierten Fehlzeitenregelung für Studierende im 

Praktischen Jahr. Die Forderungen wurden mit einem präsidialen Schreiben dem 

Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet. Zudem wurden ähnliche Forderungen in der 

Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 10.08.2023 zum überarbeiteten 

Referentenentwurf zur Neuregelung der ärztlichen Ausbildung vom 15.06.2023 formuliert, 

unter anderem: 

 Pressemitteilung vom 10.05.2024 

 

Ic – 104 Leitung von Gesundheitsämtern nur von Fachärztinnen und Fachärzten, 

insbesondere für Öffentliches Gesundheitswesen (ÖGD) 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der AG ÖGD; Die Forderung nach Erhalt der ärztlichen 

Leitung in den Gesundheitsämtern wird in der Fachtagung „Public Health vor Ort: Gegenwart 

und Zukunft eines krisenfesten Öffentlichen Gesundheitsdienstes“ der Bundesärztekammer 

am 12.06.2024 vertreten. 
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Ergebnis: Das Anliegen der Antragsteller wird unterstützt. Die Forderung nach Erhalt der 

ärztlichen Leitung in den Gesundheitsämtern wurde auf der Fachtagung "Public Health vor 

Ort: Gegenwart und Zukunft eines krisenfesten Öffentlichen Gesundheitsdienstes" der 

Bundesärztekammer am 12.06.2024 in Berlin von dem Präsidenten der Bundesärztekammer 

gefordert. Die Dokumentation der Veranstaltung ist auf der Website der Bundesärztekammer 

abrufbar. 

Zudem sind der Erhalt der ärztlichen Leitung von Gesundheitsämtern sowie die 

Weiterfinanzierung und Verstetigung des “Pakts für den Öffentlichen Gesundheitsdienst” in das 

Positionspapier der BÄK anlässlich der vorgezogenen Bundestagswahl im Februar 2025 als 

eine der zentralen Forderungen mit aufgenommen worden. 

 

Ic – 105 Aktivitäten anderer Heilberufekammern, die die Rechte der Ärztinnen und 

Ärzte tangieren, frühzeitig erkennen und dagegen intervenieren  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der Arbeitsgruppe Heilberufe- und Kammergesetze  

 

Ergebnis: Die AG Heilberufe- und Kammergesetze hat die Vorstandsüberweisung in ihrer 

Sitzung vom 15.10.2024 beraten und beschlossen: “Die AG Heilberufe- und Kammergesetze 

spricht sich gegen zusätzliche Gremien und Interessenskonflikterklärungen aus.” 

 

Ic – 106 Die Partydroge Lachgas ist kein Spaß! 

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Ausschuss „Sucht und Drogen“. 

 

Ergebnis: Der Vorstand der Bundesärztekammer befürwortet den Antrag. Die Forderungen 

wurden u. a. bei der gemeinsamen Sitzung des Ausschusses “Sucht und Drogen” mit dem 

Bundesdrogenbeauftragten Burkhard Blienert am 18.06.2024 diskutiert. 

 

Ic – 107 Beschlussanträge des Deutschen Ärztetages – Prüfung des (eventuellen) 

bürokratischen Mehraufwands  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Der Vorstand teilt das Anliegen des Antrags, dass Antragsteller und die über Anträge 

befindenden Abgeordneten dafür sensibilisiert werden müssen, welchen bürokratischen 

Aufwand die Umsetzung der Beschlüsse der Deutschen Ärztetage bedeutet.  

Ein formalisiertes Verfahren zur Kenntlichmachung des bürokratischen Aufwands hält der 

Vorstand allerdings nicht für zielführend, weil dies im Zweifel zu weiterem administrativem 

Aufwand und zu Auslegungsstreitigkeiten führen kann. 

 

https://www.bundesaerztekammer.de/veranstaltungen/weitere-veranstaltungen/juni-2024-public-health-vor-ort-gegenwart-und-zukunft-eines-krisenfesten-oegd
https://www.bundesaerztekammer.de/veranstaltungen/weitere-veranstaltungen/juni-2024-public-health-vor-ort-gegenwart-und-zukunft-eines-krisenfesten-oegd
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Ic – 108 Ambulantisierung nur unter gleichen Voraussetzungen für Praxen und 

Kliniken 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den Ausschüssen Stationäre und Ambulante 
Versorgung. Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 
und Entscheidungsprozess eingebracht und in den betroffenen Gremien beraten. Aspekte aus 
dem Antrag werden in aktuellen Stellungnahmen zur Gesetzgebung berücksichtigt. 
 

Ergebnis: Der Ausschuss "Stationäre Versorgung" und der Ausschuss "Ambulante Versorgung" 

befürworten, dass die Intention der Antragsteller in Positionierungen der Bundesärztekammer 

berücksichtigt wird, soweit es vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Rahmenbedingungen 

möglich ist. Die Bundesärztekammer hat sich unter anderem in Hintergrundgesprächen im 

politischen Raum und in der in der Stellungnahme zum Krankenhausversorgungs-

verbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024 für die Umsetzung der Forderungen eingesetzt.  

 

Ic – 109 Der Deutsche Ärztetag soll ressourcenschonend und klimaneutral sein  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Der Vorstand und die Geschäftsführung achten bereits jetzt darauf, den DÄT so weit 

wie möglich ressourcenschonend und klimafreundlich zu gestalten. So führte allein die 

Umstellung auf das elektronische Antragsverfahren zu erheblichen Einsparungen beim Papier. 

Es muss geprüft werden, ob eine vollständig klimaneutrale Gestaltung überhaupt möglich ist. 

 

Ic – 111 Adäquate Berücksichtigung aktueller Kostenentwicklungen für Arztpraxen in 

den Verhandlungen zum Orientierungswert  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Mit dem Beschluss des Erweiterten Bewertungsausschusses nach § 87 Absatz 4 SGB V 

in seiner Sitzung am 13.09.2023 wurde das Verfahren zur Anpassung des Orientierungswertes 

modifiziert. Der Bewertungsausschuss wird bei dem datengestützten Verfahren zur Weiter-

entwicklung des Orientierungswertes ab dem Orientierungswert 2025 die Weiterentwicklung 

der Personalkosten ein Jahr früher als im bisherigen Verfahren berücksichtigen. Bei der 

Festlegung des Orientierungswertes für das Jahr 2025 sind zusätzlich zur Entwicklung der MFA-

Tarifverträge in der Jahresscheibe 2022/2023 auch die Entwicklung in der Jahresscheibe 

2023/2024 zu berücksichtigen. Die Arbeitsgemeinschaft zur Regelung der Arbeitsbedingungen 

der Arzthelferinnen/Medizinischen Fachangestellten (AAA) wird die Umsetzung dieses 

Beschlusses aufmerksam verfolgen und steht hierzu im Austausch mit der KBV. 
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Ic – 112 Keine Finanzierung der Leistungen von psychologischen Weiterbildenden und 

deren Strukturen durch Ärztinnen und Ärzte  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der AG „Psychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie“ 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der AG Psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie vom 

11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 13. – 15.06.2024 

vorgelegt. Die AG PPP stimmt den Forderungen zu und verweist darauf, die Finanzierung der 

Weiterbildenden und auch Weiterzubildenden genau in den Blick zu nehmen. Im KV-System sind 

beide, die ärztlichen und psychologischen Psychotherapeuten in einem Topf. Eine Finanzierung 

des (psychologischen) Weiterzubildenden außerhalb der Regularien des KV-Systems darf nicht 

zu finanziellen Lasten der Vertragsärztinnen und -ärzten gehen.  

 

Ic – 113 Entbudgetierung aller zeitbezogenen Einzelleistungen  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat sich im gesamten letzten Jahr in ihren Stellungnahmen 

und öffentlichen Statements, z. B. zum GVSG für die Entbudgetierung sowohl im haus- als auch 

im fachärztlichen Bereich eingesetzt. Sie hat zuletzt deutlich gemacht, dass nach der 

Entbudgetierung im hausärztlichen Bereich zügig auch Schritte zur Entbudgetierung im 

fachärztlichen Bereich folgen müssen, unter anderem: 

 Pressemitteilung (20.01.2025) "BÄK begrüßt Einigung auf den letzten Metern" 

In diesem Sinne wird sich die Bundesärztekammer auch in der neuen Legislaturperiode 

engagieren. 

 

Ic – 114 Barrierefreier Zugang zum Gesundheitssystem ist ein Menschenrecht  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Ausschuss „Public Health“ 

 

Ergebnis: Die Bundesärztekammer hat die Forderung nach einer Verbesserung des 

barrierefreien Zugangs zur medizinischen und gesundheitlichen Versorgung für Menschen mit 

Behinderungen sowie weitere Vorschläge im Rahmen des vom Bundesministerium für 

Gesundheit initiierten Beteiligungsverfahrens für die Erarbeitung eines “Aktionsplan für ein 

diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen” eingebracht. Der Aktionsplan der 

Bundesregierung (Ampelkoalition) wurde am 02.12.2024 von Bundesgesundheitsminister 

Lauterbach veröffentlicht.  

  

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/A/Aktionsplan/Aktionsplan_barrierefreies_Gesundheitswesen_2024.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/A/Aktionsplan/Aktionsplan_barrierefreies_Gesundheitswesen_2024.pdf
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Ic – 115 Systematische Erfassung von Patientenbeschwerden  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Der Vorschlag wurde in den entsprechenden Gremien beraten. Der Antrag wird nicht 

unterstützt.   

 

Ic – 116 Auswirkungen der Krankenhausreform auf die ärztliche Ausbildung  

(Beschluss) Beratung im AUS "Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Die 

Forderungen werden dem BMG in einem Schreiben zugeleitet. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an das 

Bundesministerium für Gesundheit adressierte Forderung, Stellung zu den potenziellen 

Auswirkungen der Krankenhausreform auf das Medizinstudium bzw. die medizinische 

Ausbildung zu beziehen. Die Forderungen wurden mit einem präsidialen Schreiben dem 

Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet.  

Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt.  

 

Ic – 117 Berufsbegleitender Sprachunterricht für neuapprobierte Ärzte aus dem 

Ausland  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ nimmt den Beschluss zur Kenntnis. 

Die Forderungen sollen in den politischen und medialen Meinungsbildungs- und 

Entscheidungsprozess eingebracht werden, u. a. in Stellungnahmeverfahren. 

Der Ausschuss „Internationale Angelegenheiten“ hat den Beschluss in seiner Sitzung vom 

13.02.25 ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die Forderungen des 128. Deutschen Ärztetags 

sollen in den Meinungsbildungsprozess eingebracht werden, u. a. durch Schreiben an die 

Spitzenorganisationen der Krankenhausträger. 

 

Ic – 118 Ärztliche Ausbildung und Weiterbildung vor Ökonomisierung schützen  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss "Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin". Der 

Appell der Antragsteller entspricht der langjährigen Position der Bundesärztekammer. 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an die 

beteiligten Ministerien und Kostenträger adressierte Forderung, die ärztliche Ausbildung vor 

steigendem Druck der zunehmenden Ökonomisierung des Gesundheitssystems zu schützen. Der 

Appell der Antragsteller entspricht der langjährigen Position der Bundesärztekammer.  
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Ic – 119 Kinderschutz  

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Bei dem Beschluss handelt es sich um einen Appell, der sich an alle ärztlichen 

Kolleginnen und Kollegen in Deutschland richtet. Der Beschluss ist auf der Homepage der 

Bundesärztekammer veröffentlicht. 

 

Ic – 120 Bedarf an Kinderschutz bei der Behandlung Erwachsener bei Klinikaufnahme, 

in Ambulanzen und Praxen eruieren  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Bei dem Beschluss handelt es sich um einen Appell, der sich an alle ärztlichen 

Kolleginnen und Kollegen in Deutschland richtet. Der Beschluss ist auf der Homepage der 

Bundesärztekammer veröffentlicht. 

 

Ic – 121 Diskussion der Liberalisierung des Abtreibungsrechtes als 

Tagesordnungspunkt des 129. Deutschen Ärztetages 2025 

(Beschluss) Beratung im Vorstand. 

 

Ergebnis: Die Beratung des Tagesordnungspunktes erfolgt auf dem 129. Deutschen Ärztetag 

2025 in Leipzig.  

 

Ic – 123 Keine Boni für Ziele mit finanziellen Auswirkungen  

(Beschluss) Beratung in der Koordinierungsstelle "Zielvereinbarungen" 

 

Ergebnis: Die Beratung zu diesem Beschluss erfolgte in der Sitzung der Koordinierungsstelle 

Zielvereinbarung Chefarztverträge vom 14.01.2025. Über die Arbeit der Koordinierungsstelle 

wird regelmäßig berichtet, bspw. im Tätigkeitsbericht der Bundesärztekammer.  

 

Ic – 124 Verschreibungspflichtige Verhütungsmittel kostenlos  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 
und Entscheidungsprozess eingebracht. 
 

Ergebnis: Das Anliegen wurde in den politischen Meinungsbildungsprozess eingebracht, u. a. in 

der Stellungnahme der Bundesärztekammer gegenüber der Kommission für reproduktive 

Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin zu möglichen neuen Regulierungen für den 

Schwangerschaftsabbruch.   
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Ic – 126 Fehlende Evidenz für Homöopathie-Anwendung und Beendigung der 

Sonderstellung in Abrechnungssystemen  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Forderungen wurden mit einer Pressemitteilung vom 12.05.2024 öffentlich 

bekannt gemacht und haben ein entsprechendes mediales Echo gefunden. Die BÄK wird sich bei 

ihren Stellungnahmen im Rahmen eventueller Gesetzgebungsverfahren an den Inhalten des 

Beschlusses orientieren und hat den Beschluss auch in den Gesprächen mit dem PKV-Verband 

zur Novellierung der GOÄ erörtert. Die Homöopathie hat im Entwurf für eine neue GOÄ keinen 

Sonderstatus, sondern wird lediglich in den Leistungslegenden von drei Gebührennummern im 

Rahmen von Aufzählungen zusammen mit anderen Verfahren aufgeführt. 

 

Ic – 128 Änderung der Geschlechtsidentität bei Minderjährigen  

(Beschluss) Auf die Beschlüsse ist mit einer Pressemitteilung hingewiesen worden. 

Austausch mit den zuständigen Fachgesellschaften. 

 

Ergebnis: Der Beschluss hat eine breite Resonanz in Medien, Öffentlichkeit und in der Fachwelt 

gefunden. Die Bundesärztekammer hat zu diesem Beschluss zahlreiche Schreiben erhalten und 

hat den Beschluss vielfach gegenüber den Fachkreisen und den Medien erläutert. 

Im Koalitionsvertrag der neu gebildeten Regierung ist vorgesehen, das Gesetz bis spätestens 

zum 31.07.2026 zu evaluieren und dabei einen besonderen Fokus auf die Auswirkungen auf 

Kinder und Jugendliche zu legen.  

 

Ic – 130 Ambulante medizinische Nachversorgung über drei Tage nach Haftentlassung 

durch die Haftanstalten  

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Hierzu erfolgt ein Austausch mit Vertretern der Gefängnismedizin.  

 

Ic – 131 Verbesserung der psychiatrischen Versorgung in Haftanstalten  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Beratung in der AG PPP 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der Sitzung der AG Psychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie vom 11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer vom 

13. – 15.06.2024 vorgelegt.  

Dieser Beschluss adressiert die Bundesregierung und die Landesregierungen. Die AG PPP 

bekräftigt die Forderung nach Verbesserung der psychiatrischen Versorgung von Häftlingen: 

einrichtungsspezifische Angebote zu erweitern, den Einsatz telemedizinischer Angebote zu 
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ermöglichen und die Arbeit von Kolleginnen und Kollegen in Haftanstalten attraktiver zu 

gestalten. 

 

Ic – 133 Kinderrechte im Grundgesetz verankern  

(Beschluss) Die Forderungen werden in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. 

 

Ergebnis: Die Forderung nach Verankerung der Rechte von Kindern im Grundgesetz wird von 

ärztlicher Seite bereits seit Jahren erhoben. U. a. hatte sich der 122. Deutsche Ärztetag 2019 

entsprechend geäußert und die Initiative „Kinderrechte ins Grundgesetz!“ des Aktions-

bündnisses Kinderrechte unterstützt. Die Bundesärztekammer wird dieses Anliegen auch 

weiterhin unterstützen.  

 

Ic – 134 Keine Kommerzialisierung des Medizinstudiums  

(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unter 

Einbeziehung von Herrn Prof. Dr. med. Becker, Direktor des Instituts für medizinische und 

pharmazeutische Prüfungsfragen (IMPP); ggf. zusätzlich Schreiben an das IMPP 

 

Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an das 

Institut für medizinische und pharmazeutische Prüfungsfragen (IMPP) adressierte Forderung, 

zukünftig mit allen staatlichen und nicht-kommerziellen Akteuren zu kooperieren, die 

hochwertige Examensvorbereitungsangebote ohne finanzielles Gewinnstreben entwickeln 

wollen. Der Direktor des IMPP nahm themenbezogen an einer Sitzung des Ausschusses teil und 

berichtete unter anderem, dass die kommerzielle Lizensierung von Prüfungsaufgaben ab dem 

Jahr 2025 beendet sowie 10 % der Prüfungsfragen kostenneutral veröffentlicht werden sollen. 

Der Ausschuss begrüßte die bereits eingeleiteten Maßnahmen und betonte dabei die Bedeutung 

von Kooperationen zwischen den relevanten Akteuren in der angestrebten Entwicklung 

kostenfreier oder kostengünstiger Lernmaterialien.  

 

Ic – 135 Weiterentwicklung des Antragsportals  

(Vorstandsüberweisung) Prüfung der technischen Umsetzbarkeit  

 

Ergebnis: Eine Reihe von Funktionen wird bei dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 bereits 

nutzbar sein. Über die Funktionalitäten erfolgt eine Information der Abgeordneten im Rahmen 

der Vorstellungstermine zum Abgeordnetenportal.  
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Ic – 137 Flächendeckende Notfallverfügung  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Soweit in einzelnen Kammerbereichen Notfallverfügungen im Sinne des Antrags 

Ic - 137 vorhanden sind (z. B. Berlin, Sachsen), können diese zwar im Rahmen der Ermittlung 

des mutmaßlichen Willens des Patienten gem. § 1827 Abs. 2 BGB herangezogen werden. Da 

diese Notfallbögen aber gerade nicht die gesetzlichen Anforderungen an Patientenverfügungen 

erfüllen, wird im Übrigen auf die Strafbarkeits- und Haftungsrisiken hingewiesen. Anstelle einer 

weiteren Verbreitung von Notfallverfügungen im Sinne des Antrags Ic - 137 wird auf die 

vorgesehenen Instrumente der Patientenverfügung, Vorsorge-vollmacht und der 

Betreuungsverfügung sowie die Möglichkeit, darauf zum Teil auch digital über die elektronische 

Patientenakte zu verweisen, hingewiesen. 

 

Ic – 140 Weiterentwicklung Antragsportal – Verschlagwortung von Anträgen  

(Vorstandsüberweisung) Prüfung der technischen Umsetzbarkeit  

 

Ergebnis: Eine Reihe von Funktionen wird bei dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 bereits 

nutzbar sein. Über die Funktionalitäten erfolgt eine Information der Abgeordneten im Rahmen 

der Vorstellungstermine zum Abgeordnetenportal. 

 

Ic – 141 Zeitliche Planung der Tagesordnung einhalten  
(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Der Vorstand lehnt eine verbindliche Regelung für eine Sitzungsstruktur ab, welche 

die Tagesordnungspunkte mit den entsprechenden Anträgen an dem hierfür vorgesehenen Tag 

abschließt. Eine solche Regelung lässt keinen Raum für eine flexible Sitzungsleitung und 

Aussprache. Es ist nicht immer vorhersehbar, ob bestimmte Tagesordnungspunkte einen 

größeren zeitlichen Beratungsaufwand, andere Tagesordnungspunkte hingegen weniger Zeit in 

Anspruch nehmen. Sollte der DÄT ein solches Vorgehen mehrheitlich befürworten, könnte dies 

ohne Änderung der Geschäftsordnung DÄT von der Sitzungsleitung umgesetzt werden. 

 

Ic – 142 Aufwandsentschädigung im Praktischen Jahr 
(Beschluss) Beratung im Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ 

Zudem sind die Forderungen in der Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 10.08.2023 

zum überarbeiteten Referentenentwurf vom 15.06.2023 enthalten und werden auch bei ggf. 

weiteren Stellungnahmen im Rahmen der Reform der ärztlichen Approbationsordnung 

berücksichtigt. 

 
Ergebnis: Der Ausschuss „Ärztliche Ausbildung und Universitätsmedizin“ unterstützt die an die 

Länder adressierte Forderung nach einer maximal möglichen, einheitlichen 

Aufwandsentschädigung für Studierende im Praktischen Jahr. Die Forderungen wurden mit 
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einem präsidialen Schreiben dem Bundesministerium für Gesundheit zugeleitet. Zudem wurden 

gleichlautende Forderungen in der Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 10.08.2023 

zum überarbeiteten Referentenentwurf zur Neuregelung der ärztlichen Ausbildung vom 

15.06.2023 adressiert, sowie unter anderem in einer Pressemitteilung vom 10.05.2024.  

 

Ic – 143 Optimierung des Online-Portals für den Deutschen Ärztetag 
(Vorstandsüberweisung) Prüfung der technischen Umsetzbarkeit  

 
Ergebnis: Das DÄT-Portal wird kontinuierlich weiterentwickelt. Die Anpassungen des Portals 

wurden in den Terminen am 16.04.2025 und 23.04.2025 den Abgeordneten vorgestellt. Das 

Ansinnen des Antrags wurde durch Anpassungen in der Darstellung berücksichtigt.  

 

Ic – 144 Anpassung der Geschäftsordnung zur Verschiebung selektierter Anträge 
(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Der Vorstand lehnt eine Modifikation der Geschäftsordnung DÄT ab, mit der 

verhindert werden soll, dass eine selektierte Anzahl von Anträgen zu einem 

Tagesordnungspunkt im Konvolut verschoben oder nicht befasst werden. Ein solches Vorgehen 

würde dem Ziel eines strukturierten und zügigen Ablaufs des Deutschen Ärztetages 

widersprechen. 
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TOP II  Gesundheitsversorgung der Zukunft – mehr Koordination der 

Versorgung und bessere Orientierung für Patientinnen und Patienten 

II – 01 Koordinieren und Kooperieren in der ambulanten Versorgung - für ein 

bedarfsgerechtes und sektorenverbindendes Gesundheitssystem 

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Der Antrag wurde in verschiedenen Gremien und Kontexten beraten, unter anderem 

im Ausschuss "Ambulante Versorgung", DAA und DAG. Im Nachgang des 128. Ärztetages wurde 

eine Vorstands-AG "Versorgungssteuerung" eingerichtet, um ein Konzeptpapier zur 

Versorgungssteuerung zu erarbeiten. Dieses Papier baut auf dem Beschluss II - 01 auf.  

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Positionspapier zur Bundestagswahl 2025 (29.11.2024) "Fokus auf die 

Gesundheit: Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 Thesenpapier des Bündnis Gesundheit (19.09.2024) "Zukunft des 

Gesundheitswesens ressortübergreifend sichern" 

 Neujahrspressekonferenz und Pressemitteilung vom 07.01.2025 

 

II – 02 Primärversorgungszentren  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Die AG Versorgungssteuerung unterstützt das Anliegen einer teambasierten, 

interprofessionellen Primärversorgung unter hausärztlicher Leitung. Der Antrag wurde 

aufgrund seiner Komplexität an den Vorstand überwiesen. Zudem setzt das dargelegte Konzept 

sehr hohe Standards für die personelle Besetzung und Ausstattung, deren Umsetzung sich vor 

dem Hintergrund von demografischem Wandel und Fachkräftemangel als schwierig erweisen 

könnte. Insgesamt wird eine Unterstützung von Beratung und Koordination durch nicht-

ärztliche Berufe positiv bewertet. Insbesondere müssten primär-versorgende Praxen so weit 

gestärkt werden, dass Parallelstrukturen, wie zum Beispiel Gesundheitskioske, nur in 

Ausnahmefällen zusätzlich notwendig wären. Die Angebote müssten vornehmlich aus den 

Praxen heraus angeboten werden.  
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II – 03 Nachwuchssicherung im hausärztlichen Bereich  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die AG Versorgungssteuerung unterstützt das Anliegen einer teambasierten, 

interprofessionellen Primärversorgung unter hausärztlicher Leitung. Das im Antrag angeführte 

Gutachten des IGES-Institutes wird in Teilen kritisch gesehen. Die AG Versorgungssteuerung hat 

die Vorschläge des Hausärztinnen- und Hausärzteverbandes (HÄPPI-Konzept) in den Beratungen 

zu ihrem Konzeptpapier berücksichtigt. 

 

II – 04 Zertifizierung digitaler Assistenzsysteme für die Steuerung von Notfallpatienten 

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Eine Vorstands-AG "Versorgungssteuerung" wurde eingerichtet. Die Inhalte des 

Beschlusses wurden im Konzeptpapier zur Versorgungssteuerung aufgegriffen und in den 

betreffenden Gremien diskutiert.  

 

II – 05 Patientensteuerung in der ambulanten Notfallversorgung  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Eine Vorstands-AG "Versorgungssteuerung" wurde eingerichtet. Die Inhalte des 

Beschlusses wurden im Konzeptpapier zur Versorgungssteuerung aufgegriffen und in den 

betreffenden Gremien diskutiert.  

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Pressemitteilung (25.06.2024) "BÄK: Notfallreform braucht ausreichende 

Kapazitäten" 

 Pressemitteilung (05.11.2024) "Notfallversorgung - Wichtige Punkte 

aufgegriffen, aber weiterhin Nachbesserungsbedarf"  

 Positionspapier zur Bundestagswahl 2025 (29.11.2024) "Fokus auf die 

Gesundheit: Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 

II – 06 Forderung nach Entbudgetierung – Abkehr von der Quartalsbindung  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: SPD, Grüne und FDP haben sich auf die Abschaffung der Honorarobergrenze und der 

Quartalspauschalen für Hausärzte geeinigt. Die Bundesärztekammer begrüßt diese Einigung, 

weist jedoch darauf hin, dass auch für die Fachärzte zumindest in eine schrittweise 

Entbudgetierung eingestiegen werden muss. 
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Die AG Versorgungssteuerung unterstützt grundsätzlich das Anliegen der Antragsteller. Die 

Ausgestaltung einer quartalsweisen Vergütung erfordert eine tiefergehende Beratung und 

Befassung in den dafür zuständigen Gremien und Organisationen. 

Die Forderung nach einer Entbudgetierung wurde in den Stellungnahmen zum GVSG sowie 

weiteren öffentlichen Äußerungen berücksichtigt:  

 Pressemitteilung (20.01.2025) "BÄK begrüßt Einigung auf den letzten Metern" 

 Passauer Neue Presse (22.01.2025) “Honorardeckel für Hausärzte soll weg" 

 

II -07 Notrufpatienten bedarfsgerecht versorgen – Gesundheitsleitstellen als "Single 

Point of Contact" 

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Eine Vorstands-AG "Versorgungssteuerung" wurde eingerichtet. Die Inhalte des 

Beschlusses wurden im Konzeptpapier zur Versorgungssteuerung aufgegriffen und in den 

betreffenden Gremien diskutiert.  

 

Die Bundesärztekammer hat die Forderung auch in weiteren öffentlichen Äußerungen 

eingebracht, unter anderem: 

 Pressemitteilung (25.06.2024) "BÄK: Notfallreform braucht ausreichende 

Kapazitäten" 

 Pressemitteilung (05.11.2024) "Notfallversorgung - Wichtige Punkte 

aufgegriffen, aber weiterhin Nachbesserungsbedarf" 

 Positionspapier (29.11.2024) zur Bundestagswahl 2025 "Fokus auf die 

Gesundheit: Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 

II – 08 Abschaffung der Budgetierung der fachärztlichen Vergütung im 

niedergelassenen Bereich  

(Beschluss) Beratung im Vorstand 

 

Ergebnis: Die Forderung ist seit mehreren Jahren Beschlusslage des Ärztetages und wird von 

der AG Versorgungssteuerung unterstützt.  

Die Forderung nach einer Entbudgetierung wurde in den Stellungnahmen der BÄK zum GVSG 

sowie weiteren öffentlichen Äußerungen berücksichtigt: 

 Pressemitteilung (20.01.2025) "BÄK begrüßt Einigung auf den letzten Metern" 

 Passauer Neue Presse (22.01.2025) “Honorardeckel für Hausärzte soll weg" 

 



 128. Deutscher Ärztetag 
Mainz, 07.05. - 10.05.2024 

 
 

Beratungsergebnisse Seite 64 von 82 

II – 09 Flatrate-Suggestion der Politik und Kassen bezüglich der Inanspruchnahme des 

Gesundheitssystems ist unvereinbar mit den WANZ-Kriterien in § 12 des SGB V  

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 
Ergebnis: Die AG Versorgungssteuerung unterstützt das Anliegen der Antragsteller und hat es 

bei ihren Beratungen zum Konzeptpapier berücksichtigt. 

 

II – 10 Steuerung der psychosomatisch Erkrankten durch die dafür weitergebildeten 

Fachärztinnen und Fachärzte sinnvollerweise ermöglichen  

(Beschluss) Beratung in der AG PPP 

 

Ergebnis: Das Beratungsergebnis der Sitzung der AG Psychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie vom 11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 

13. – 15.06.2024 vorgelegt: 

Auch Patientensteuerung kann durch ärztliche Psychotherapie erfolgen. Der Beschluss bezieht 

sich auf die Steuerung der Patientenversorgung sowohl im ambulanten und stationären 

Bereich. Arztquote und Leistungsgruppen müssen definiert werden. Sowohl der stationäre als 

auch der ambulante Bereich kann nur durch ärztliche Verantwortung gesteuert werden.  

Mehr Koordination in der Versorgung ist die zentrale Forderung der PM der 

Bundesärztekammer (07.01.2025).  

Das vom Vorstand der Bundesärztekammer beschlossene Konzeptpapier bezieht alle 

Arztgruppen, also auch Fachärztinnen und Fachärzte für Psychosomatische Medizin und 

Psychotherapie, in den Ansatz einer koordinierten Versorgung mit ein. Die Bundesärztekammer 

wird dies auch in den weiteren Gesprächen mit dem politischen Raum und den weiteren 

Partnern im Gesundheitswesen vertreten. 

 

II – 11 Ärztliche Versorgung in einer Gesellschaft des langen Lebens  

(Vorstandsüberweisung) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Die AG Versorgungssteuerung unterstützt das Anliegen der Antragsteller.  

Die Forderung wird vom Ausschuss "Ambulante Versorgung" unterstützt und unter anderem in 

einer öffentlichen Äußerung aufgegriffen:  

 RND (03.01.2025) „Klaus Reinhardt im RND-Interview - Ärztepräsident: 

Ungesteuerten Zugang zum Gesundheitssystem können wir uns nicht mehr 

leisten“ 

  



 128. Deutscher Ärztetag 
Mainz, 07.05. - 10.05.2024 

 
 

Beratungsergebnisse Seite 65 von 82 

II – 12 Terminservicestellen als Steuerungsinstrument bei Psychotherapie 

kontraproduktiv 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in der AG PPP  

 
Ergebnis: Das Beratungsergebnis der Sitzung der AG Psychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie vom 11.06.2024 wurde zur Sitzung des Vorstands der Bundesärztekammer am 

13. – 15.06.2024 vorgelegt. Die Akuttherapie, die eigentlich ein gutes Instrument wäre, kommt 

nicht richtig in der Versorgung an. Die Struktur in der Praxis ist zu sehr auf längere Therapien 

ausgerichtet. Der Versorgungsauftrag der psychologischen und ärztlichen Psychotherapeuten 

sollte genauer reflektiert werden, Vermittlungsgeschehen zu überprüfen und ggf. auf Änderung 

im § 75 SGB V hinzuwirken. Mit Einzelleistungen/-terminen ist das Versorgungsproblem nicht zu 

lösen. Die AG PPP sieht die Forderung des Antrags eher als Teil des Problems und nicht als 

Lösung. 

 

II – 13 Gute Gesundheit für alle ist im Interesse aller 

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Die AG Versorgungssteuerung unterstützt das Anliegen der Antragsteller und wird 

insbesondere den Aspekt der Sozialverträglichkeit im Konzeptpapier an geeigneter Stelle 

berücksichtigen. Die Forderung wurde darüber hinaus unter anderem in einer öffentlichen 

Äußerung aufgegriffen:  

 RND (03.01.2025) „Klaus Reinhardt im RND-Interview - Ärztepräsident: 

Ungesteuerten Zugang zum Gesundheitssystem können wir uns nicht mehr 

leisten“ 

 

II – 14 Konzept für Versorgungssteuerung unter Berücksichtigung der 

Eigenverantwortung der Patientinnen und Patienten entwickeln 

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 
Ergebnis: Die AG Versorgungssteuerung hat ein entsprechendes Konzept auf Grundlage von 

Drucksache II - 01 (Koordinieren und Kooperieren in der ambulanten Versorgung - für ein 

bedarfsgerechtes und sektorenverbindendes Gesundheitssystem) erarbeitet. Das Konzeptpapier 

wurde im Vorstand der Bundesärztekammer intensiv beraten und mittlerweile beschlossen. Die 

Bundesärztekammer hat die Forderung des Antrags auch in öffentlichen Äußerungen 

berücksichtigt, unter anderem:  

 Positionspapier (29.11.2024) zur Bundestagswahl 2025 "Fokus auf die 

Gesundheit: Woran sich die Bundesregierung messen lassen muss" 

 RND (03.01.2025) „Klaus Reinhardt im RND-Interview - Ärztepräsident: 

Ungesteuerten Zugang zum Gesundheitssystem können wir uns nicht mehr 

leisten“  
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TOP IIIa Ärztliche Weiterbildung – Änderung der  

(Muster-)Weiterbildungsordnung 

IIIa – 01 Änderung der Zusatz-Weiterbildung Transplantationsmedizin – Aufnahme 

der Anästhesiologie als zugangsberechtigtes Fach  

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Der Beschluss wurde am 14.06.2024 in der (Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 

umgesetzt.  
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TOP IIIb Ärztliche Weiterbildung – Sachstandsbericht eLogbuch  

IIIb – 01 Evaluation des eLogbuchs  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ hat die AG „eLogbuch“ gebeten, die 

Umsetzbarkeit einer Befragung der Nutzer der Webanwendung eLogbuch einschließlich der 

Vorstellung der Ergebnisse auf dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 zu prüfen. Vor diesem 

Hintergrund erfolgt eine Befragung im ersten Quartal 2025.  

 

IIIb – 02 eLogbuch benutzerfreundlicher gestalten  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ bittet die AG eLogbuch, bei 

künftigen Weiterentwicklungen des eLogbuchs die Funktionalität und Nutzerfreundlichkeit 

besonders in den Blick zu nehmen und innerhalb der möglichen, auch finanziellen 

Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. Die AG eLogbuch nimmt sich des Anliegens an.  
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TOP IIIc Ärztliche Weiterbildung – Weiterentwicklung der ärztlichen 

Weiterbildung  

IIIc – 01 Eckpunkte zur Weiterentwicklung der (Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ begrüßt den Beschluss und die 

Eckpunkte zur Weiterentwicklung der (Muster-)Weiterbildungsordnung (MWBO) 2018 und wird 

dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 einen entsprechend neustrukturierten Abschnitt C der MWBO 

vorlegen. 

 

IIIc – 02 Keine Steuerung der ärztlichen Weiterbildung durch Dritte  

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ begrüßt den Beschluss des 128. 

Deutschen Ärztetages und setzt sich gegen eine Steuerung der ärztlichen Weiterbildung durch 

Dritte ein. Zudem weist das Gremium darauf hin, dass die Bundesärztekammer die Position 

bereits im politischen und medialen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess vertritt, 

bspw. gegenüber dem Sachverständigenrat Gesundheit & Pflege, welcher sich für eine Steuerung 

der ärztlichen Weiterbildung einsetzt, oder in der Lenkungsgruppe „Vereinbarung zur 

Förderung der Weiterbildung Allgemeinmedizin gemäß § 75a SGB V“. 

 

IIIc – 03 Verpflichtende ambulante Weiterbildungszeit im Fachgebiet der Kinder- und 

Jugendmedizin 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ weist darauf hin, dass mit der 

Novelle der (Muster-)Weiterbildungsordnung (MWBO) 2018 die Weiterbildung 

kompetenzbasiert abgebildet wurde. Dabei wurde – wo möglich – bewusst auf die Vorgabe 

stationärer und ambulanter Weiterbildungszeiten verzichtet; diese können sich aus den 

jeweiligen Weiterbildungsinhalten ergeben. Es besteht Konsens, die diesbezüglichen 

Erfahrungen im Rahmen der Weiterentwicklung der MWBO in den Blick zu nehmen; insofern 

wird das Anliegen in den Themenspeicher hinterlegt, um im Rahmen der MWBO-

Weiterentwicklung beraten zu werden.  

Im Übrigen nimmt das Weiterbildungsgremium zur Kenntnis, dass im Gutachten des 

Sachverständigenrates Gesundheit & Pflege "Fachkräfte im Gesundheitswesen. Nachhaltiger 

Einsatz einer knappen Ressource" vom 25.04.2024 u. a. empfohlen wird, „… fachärztliche 

Weiterbildung stärker zu steuern…“ und „…Weiterbildungsabschnitte für bestimmte 

Arztgruppen verpflichtend im ambulanten Sektor durchzuführen.“ und verweist hierzu auf die 

Beschlüsse IIIc - 02 und IIIc - 10 des 128. Deutschen Ärztetages, mit welchen Bestrebungen und 
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Versuche Dritter zurückgewiesen werden, die ärztliche Weiterbildung zu steuern oder zu 

quotieren. Die Entscheidung über die Gestaltung der ärztlichen Weiterbildung obliegt den 

Ärztekammern. 

 

IIIc – 05 Anerkennung von Weiterbildung in Teilzeit 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Der Beschluss richtet sich an die Landesärztekammern.  

Die (Muster-)Weiterbildungsordnung (MWBO) 2018 sieht für Weiterbildung in Teilzeit keine 

vorherige Anzeige gegenüber der oder Genehmigung durch die Ärztekammer vor. Ausweislich § 4 

Abs. 6 MWBO muss eine Weiterbildung in Teilzeit hinsichtlich Gesamtdauer, Niveau und Qualität 

den Anforderungen eines geregelten Kompetenzerwerbs einer ganztägigen Weiterbildung 

entsprechen. Dies ist in der Regel gewährleistet, wenn die Teilzeittätigkeit mindestens die Hälfte 

der wöchentlichen Arbeitszeit beträgt. Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ 

appelliert an die Landesärztekammern, Weiterbildung in Teilzeit im Umfang von mehr als 50 

Prozent grundsätzlich als anerkennungsfähig und ohne etwaige vorherige Beantragung zu 

regeln. 

 

IIIc – 06 Weiterbildungsevaluation nach Beispiel der norddeutschen Kammern 

bundesweit durchführen 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Mit der Vorstandsüberweisung werden die Landesärztekammern aufgefordert, sich an 

den Weiterbildungsevaluationen der norddeutschen Kammern zu beteiligen, alle zwei Jahre 

Befragungen der Weiterzubildenden und der Weiterbilder auf Grundlage bundeseinheitlicher 

Standards durchzuführen. Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ empfiehlt dem 

Vorstand der Bundesärztekammer, die Landesärztekammern aufgrund des Beschlusses IVb - 01 

des 127. Deutschen Ärztetages 2023 darauf hinzuweisen, dass der bereits für die Evaluation der 

ärztlichen Weiterbildung entwickelte Kernfragebogen verbindlich und bundeseinheitlich 

angewandt werden soll. Im Übrigen empfiehlt das Weiterbildungsgremium eine kontinuierliche 

Evaluation unter Berücksichtigung der Kammerressourcen. 

 

IIIc – 07 Weiterbildung der Notfallmediziner durch erfahrene Notfallmediziner sichern 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Das Anliegen der Antragsteller wird im Rahmen der Weiterentwicklung der 

(Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 beraten. Es wird auf den weiterentwickelten Abschnitt C 

verwiesen, der dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 vorgelegt werden wird. 
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IIIc – 08 Zusatzbezeichnung Notfallmedizin: Im höchsten Risikobereich muss auch ein 

Facharztstandard gelten 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Das Anliegen der Antragsteller wird im Rahmen der Weiterentwicklung der 

(Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 beraten. Es wird auf den weiterentwickelten Abschnitt C 

verwiesen, der dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 vorgelegt werden wird. 

 

IIIc – 09 Ärztliche Weiterbildung sektorenverbindend ermöglichen 

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 
Ergebnis: Die im Beschluss formulierten Forderungen, die gesetzlichen Hürden für eine 

sektorenverbindende ärztliche Weiterbildung zu beseitigen und eine suffiziente finanzielle 

Förderung im stationären und ambulanten Bereich zu etablieren, richten sich an die 

Bundesregierung. Für beide Aspekte setzt sich die Bundeärztekammer ein und adressiert 

entsprechende Forderungen an den Gesetzgeber, bspw. im Rahmen der Stellungnahmen zur 

Krankenhausreform. 

 

IIIc – 10 Ärztliche Weiterbildung – Quotierung wird abgelehnt  

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ begrüßt den Beschluss des 128. 

Deutschen Ärztetages und setzt sich gegen eine Quotierung der ärztlichen Weiterbildung durch 

Dritte ein. Zudem weist das Gremium darauf hin, dass die Bundesärztekammer die Position bereits 

im politischen und medialen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess und gegenüber dem 

Sachverständigenrat Gesundheit & Pflege vertritt. 

Die Forderung wurde zudem in der AG "Fachkräftesicherung" beraten. 

 

IIIc – 11 Weiterbildung 2030 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Die Forderungen der Antragsteller werden im Rahmen der Weiterentwicklung der 

(Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 berücksichtigt. 
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IIIc – 12 Weiterbildungsverbünde durch geeignete Konzepte fördern  

(Vorstandsüberweisung) 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ kann das Anliegen der Antragsteller 

nachvollziehen und wird sich vertieft unter Berücksichtigung der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen und Ressourcen in den Landesärztekammern mit dem Thema 

„Weiterbildungsverbünde“ in Abstimmung mit der Rechtsabteilung befassen. Voraussetzung für 

eine Verzahnung der ambulanten und stationären Weiterbildung ist eine angemessene 

Finanzierung sowie die Beseitigung von rechtlichen Hürden. Für beide Aspekte setzt sich die 

Bundeärztekammer ein. Darüber hinaus wurden und werden Forderungen zur Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für ärztliche Weiterbildung und Weiterbildungsverbünde an den 

Gesetzgeber adressiert, bspw. im Rahmen der Stellungnahmen zur Krankenhausreform. 

 

IIIc – 14 Förderung der lokalen und regionalen ärztlichen Weiterbildung  

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ kann das Anliegen der Antragsteller 

nachvollziehen und wird sich vertieft unter Berücksichtigung der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen und Ressourcen in den Landesärztekammern mit dem Thema 

„Weiterbildungsverbünde“ in Abstimmung mit der Rechtsabteilung befassen. Voraussetzung für 

Weiterbildungsverbünde ist eine angemessene Finanzierung sowie die Beseitigung von 

rechtlichen Hürden. Für beide Aspekte setzt sich die Bundeärztekammer ein. Darüber hinaus 

wurden und werden Forderungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für ärztliche 

Weiterbildung und Weiterbildungsverbünde an den Gesetzgeber adressiert, bspw. im Rahmen der 

Stellungnahmen zur Krankenhausreform. 

 

IIIc – 15 Qualitätssicherung der ärztlichen Weiterbildung  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Mit der Vorstandsüberweisung wird die Bundesärztekammer aufgefordert, ein Konzept 

zur systematischen Qualitätssicherung und Evaluation der ärztlichen Weiterbildung zu 

entwickeln. Die Weiterbildungsgremien der Bundesärztekammer haben sich in den vergangenen 

Jahren intensiv mit dem Thema Evaluation der Weiterbildung als Instrument der 

Qualitätssicherung befasst und gemeinsam mit den Landesärztekammern einen Kernfragebogen 

für die Befragung der Weiterzubildenden und Weiterbildungsbefugten entwickelt. Unter 

Berücksichtigung des Beschlusses IVb - 01 des 127. Deutschen Ärztetages 2023 sollen die 

Kernfragebögen verbindlich und bundeseinheitlich angewandt werden. Den Landesärztekammer 

wird empfohlen, die Befragungen regelmäßig, ggf. unter Nutzung des eLogbuchs, durchzuführen 

und Konsequenzen aus den Ergebnissen zu ziehen. Die Empfehlung wurde an die 

Landesärztekammern bereits mehrfach gerichtet. Vor diesem Hintergrund wird darauf 
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hingewiesen, dass die Ärztekammern frei über den Umfang und das Maß der Befragungen 

entscheiden können und entscheiden. 

 

IIIc – 16 Förderung der Zusatz-Weiterbildung Medizinische Informatik für Ärzte als 

Schlüsselqualifikation für die Digitalisierung der Medizin schaffen 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Das Anliegen der Antragsteller wurde im Rahmen der Weiterentwicklung der 

(Muster-)Weiterbildungsordnung (MWBO) 2018 beraten. Die Schlüsselqualifikation 

Medizinische Informatik soll künftig durch eine zeitgemäße curriculare Fortbildung gefördert 

werden.  

 

IIIc – 17 Verbundweiterbildung: Vertragsgestaltung unter Koordination der 

Landesärztekammern 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ kann das Anliegen der Antragsteller 

nachvollziehen und wird sich vertieft unter Berücksichtigung der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen und Ressourcen in den Landesärztekammern mit dem Thema 

„Weiterbildungsverbünde“ in Abstimmung mit der Rechtsabteilung befassen. Voraussetzung für 

Weiterbildungsverbünde ist eine angemessene Finanzierung sowie die Beseitigung von 

rechtlichen Hürden. Für beide Aspekte setzt sich die Bundeärztekammer ein und adressiert 

entsprechende Forderungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für ärztliche 

Weiterbildung und Weiterbildungsverbünde an den Gesetzgeber, bspw. im Rahmen der 

Stellungnahmen zur Krankenhausreform. 

 

IIIc – 19 Anerkennung von Teilzeit-Weiterbildungszeiten  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 

Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ sieht keinen Anpassungsbedarf in 

der (Muster-)Weiterbildungsordnung 2018. Das Addieren von paralleler Teilzeit-Weiterbildung 

ist nicht ausgeschlossen. Im Übrigen ist unklar, welche Regelungsnotwendigkeit besteht. 

 

IIIc – 20 Qualifizierung von Weiterbildungsbefugten 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien  

 

Ergebnis: Der 128. Deutsche Ärztetag 2024 fordert die Landesärztekammern auf, alle 

Weiterbildungsbefugten zur Teilnahme an einem Seminar zur formalen und medizindidaktischen 

Fortbildung im Bereich der ärztlichen Weiterbildung zu verpflichten. Diese Maßnahme soll zum 
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nächstmöglichen Zeitpunkt umgesetzt werden, um die Befugten in ihrer Tätigkeit zu unterstützen 

und die Qualität von Supervision, Feedback sowie der verpflichtenden „Logbuch-Gespräche“ zur 

Lernstandserhebung und Weiterbildungsplanung nachhaltig zu verbessern. Der Beschluss wurde 

in der Ständigen Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ beraten, die sich dafür aussprach, 

bundeseinheitliche Mindestvorgaben für den Umfang und die Inhalte solcher 

Fortbildungsmaßnahmen für Weiterbildungsbefugte zu entwickeln. Diese Entscheidung wird von 

der Ständigen Konferenz „Ärztliche Fortbildung“ unterstützt. 

Die Bundesärztekammer wird unter Einbindung von Expertinnen und Experten aus den 

Weiterbildungs- und Fortbildungsabteilungen der Landesärztekammern Vorschläge erarbeiten 

und diese den zuständigen Gremien vorlegen. Es ist geplant, den 129. Deutschen Ärztetag 2025 

über den Sachstand zu informieren. 
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TOP IIId Ärztliche Weiterbildung – Sachstandsbericht aus der Arbeitsgruppe 

„Grundsatzfragen zur Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung 

IIId – 01 Sicherung der Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung 

(Beschluss) Die Forderungen werden in den gesetzlichen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess eingebracht. Beratung in den zuständigen Gremien  

 
Ergebnis: Die im Beschluss dargestellten Forderungen und Aspekte werden in den politischen und 

medialen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess eingebracht, bspw. in relevante 

Stellungnahmeverfahren gegenüber dem Gesetzgeber. Darüber hinaus werden sie in den 

themenbezogenen Beratungen der Gremien der Bundesärztekammer berücksichtigt. 

 

IIId – 02 Finanzierung der ärztlichen Weiterbildung  

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Die Bundesärztekammer setzt sich mit der AG „Grundsatzfragen zur Finanzierung der 

ärztlichen Weiterbildung“ für eine sachgerechte und auskömmliche Finanzierung der ärztlichen 

Weiterbildung ein und weist darauf hin, dass die Forderung in den politischen und medialen 

Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess eingebracht wird, u. a. in relevanten 

Stellungnahmen gegenüber dem Gesetzgeber; hierzu wird beispielhaft auf die Stellungnahme der 

Bundesärztekammer zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz (KHVVG) verwiesen.  

 

IIId – 03 Fortführung der Förderung der Weiterbildung nach der Unterbrechung durch 

Mutterschutz und Elternzeit garantieren 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Die Forderungen wurden in die Beratungen der „Lenkungsgruppe Förderung der 

Weiterbildung Allgemeinmedizin gemäß § 75a SGB V“ (LG) eingebracht. 

Die LG hat sich hierzu wie folgt positioniert:  

Die Förderung der Weiterbildung gemäß § 75a SGB V folgt den Bestimmungen der jeweiligen 

Weiterbildungsordnung, d. h., gefördert werden Abschnitte, die gemäß der jeweiligen 

Weiterbildungsordnung auf die Weiterbildung anrechenbar sind. Die Frage der nahtlosen 

Wiederaufnahme der Weiterbildung im Anschluss an Mutterschutz und Elternzeit – und daran 

anschließend einer möglichen Förderung gemäß § 75a SGB V– setzt eine entsprechende 

Abstimmung mit dem jeweiligen Arbeitgeber – Krankenhaus oder Praxis – voraus. 

Im Rahmen der Förderung gemäß § 75a SGB V bestehen unterschiedliche Rahmenbedingungen in 

den Förderbereichen: 

 Im Bereich der Förderung der allgemeinmedizinischen Weiterbildung stehen 

eher organisatorisch-planerische Vorbereitungen im Fokus, da für diesen Bereich 

ein gesetzliches Fördergebot besteht und insofern bei entsprechender 
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Vorbereitung durch Weiterzubildende und den jeweiligen Arbeitgeber keine 

Verzögerungen entstehen. 

 Im Bereich der Weiterbildungsförderung der weiteren Fachgruppen kann es zu 

Unterbrechungen bei der Förderung der Weiterbildung kommen, da die 

Förderstellen hier budgetiert sind und in den meisten KV-Bereichen bereits zu 

Beginn eines Förderjahres vergeben sind. Die Organisation bei Unterbrechungen 

der Förderung (aufgrund von Elternzeit/Mutterschaft) im Bereich der weiteren 

Fachgruppen kann nur zwischen dem jeweiligen Weiterzubildenden und der 

zuständigen regionalen Institution geklärt werden. 

 

Mit Stand Juni 2024 melden 7 KVen, dass die Rückkehr aus Mutterschutz/Elternzeit ein Kriterium 

für die Vergabe der begrenzten Stellen ist, 9 KVen halten Stellen für Rückkehrende aus 

Mutterschutz/Elternzeit frei, zum Teil für einen begrenzten Zeitraum. 

 

Im stationären Bereich ist ausschließlich eine Förderung der allgemeinmedizinischen 

Facharztweiterbildung möglich. Es ist hier nicht mit Wartezeiten zu rechnen, da das verfügbare 

Stellenkontingent nicht beschränkt ist. Der Förderzeitraum kann prinzipiell unmittelbar mit dem 

Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Tätigkeit beginnen. Voraussetzung für die erneute Förderung 

ist lediglich, dass die Vorgaben gemäß der jeweiligen Weiterbildungsordnungen erfüllt sind, also 

beispielsweise, dass die maximal anrechenbaren Zeiträume nicht bereits vor Beginn der 

Weiterbildungsunterbrechung ausgeschöpft worden sind. Dem Arzt oder der Ärztin in 

Weiterbildung entstehen hier keine Nachteile oder Aufwände. Wenn überhaupt, entstehen an 

dieser Stelle durch die ggf. erneute Antragstellung und die verspätete Auszahlung der 

Fördergelder Nachteile für das Krankenhaus. 

De LG sieht in diesem Bereich daher aktuell keinen Anpassungsbedarf. Die Förderung der 

Weiterbildung gemäß § 75a SGB V sollte vielmehr auch künftig mit den anrechnungsfähigen 

Weiterbildungszeiten gemäß der jeweiligen Weiterbildungsordnung verknüpft bleiben, da zu 

Beginn einer Weiterbildungsunterbrechung – gleich aus welchen Gründen – nicht absehbar ist, 

wie lange die Unterbrechung anhält und ob der oder die Weiterzubildende die Weiterbildung 

künftig überhaupt fortsetzen wird. 

 

IIId – 04 Rahmenbedingungen zum Erhalt der Arbeitskraft und zur Fortführung der 

ärztlichen Weiterbildung in Schwangerschaft, Stillzeit, Elternschaft und anderer 

Sorgearbeit in der Familie gesetzlich verankern 

(Beschluss) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Der Beschluss richtet sich an das BMG und fordert dieses auf, „… rechtliche 

Rahmenbedingungen für eine strukturelle Förderung von (..) Ärzten in Weiterbildung zu schaffen 

und zu finanzieren. Dies muss in besonderem Maße die Arbeits- und Lebensbedingungen 

derjenigen berücksichtigen, die aufgrund von Schwangerschaft, Stillzeit (…) Unterstützung 

bedürfen.“ 
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Aus dem Beschluss ergibt sich keine konkrete Forderung. Vor diesem Hintergrund ist unklar, 

welches Handeln seitens des Gesetzgebers erwartet wird. Der Beschluss wird daher mit der Bitte 

um Förderung der Belange der genannten Personen in die politische Kommunikation eingespeist.   

Hinsichtlich der Finanzierung der Weiterbildung weist die Bundesärztekammer darauf hin, dass 

sie sich für eine sachgerechte und auskömmliche Finanzierung der Weiterbildung engagiert (vgl. 

auch Beschluss IIId – 01 des 128. Deutschen Ärztetages 2024 auf Antrag des Vorstands der 

Bundeärztekammer) und diese Forderung in den politischen und medialen Meinungsbildungs- 

und Entscheidungsprozess einbringt, u. a. in relevanten Stellungnahmen gegenüber dem 

Gesetzgeber. 

 

IIId – 05 Sicherstellung und Ausbau der ambulanten fachärztlichen Weiterbildung 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ weist darauf hin, dass sich die 

Bundesärztekammer für eine sachgerechte und auskömmliche Finanzierung der ambulanten und 

stationären Weiterbildung engagiert (vgl. auch Beschluss IIId – 01 des 128. Deutschen Ärztetages 

2024 auf Antrag des Vorstands der Bundeärztekammer) und diese Forderung in den politischen 

und medialen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess einbringt, u. a. in relevanten 

Stellungnahmen gegenüber dem Gesetzgeber. 

 

IIId – 06 Finanzierung von operativer und interventioneller Weiterbildung durch die 

Einführung spezieller OPS-Codes 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ weist darauf hin, dass sich die 

Bundesärztekammer für eine sachgerechte und auskömmliche Finanzierung der ambulanten und 

stationären Weiterbildung engagiert (vgl. auch Beschluss IIId – 01 des 128. Deutschen Ärztetages 

2024 auf Antrag des Vorstands der Bundeärztekammer) und diese Forderung in den politischen 

und medialen Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess einbringt, u. a. in relevanten 

Stellungnahmen gegenüber dem Gesetzgeber. 

 

IIId – 07 Finanzierung Weiterbildung 

(Vorstandsüberweisung) Beratung in den zuständigen Gremien 

 
Ergebnis: Die Ständige Konferenz „Ärztliche Weiterbildung“ weist darauf hin, dass sich die 

Bundesärztekammer für eine sachgerechte und auskömmliche Finanzierung der Weiterbildung 

engagiert (vgl. auch Beschluss IIId – 01 des 128. Deutschen Ärztetages 2024 auf Antrag des 

Vorstands der Bundeärztekammer) und diese Forderung in den politischen und medialen 

Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozess einbringt, u. a. in relevanten Stellungnahmen 

gegenüber dem Gesetzgeber. Die Bundesärztekammer setzt sich für eine angemessene Vergütung 
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von ärztlichen Weiterzubildenden in allen Versorgungsbereichen, die mit den Gehältern im 

stationären Bereich vergleichbar sind, ein. 

 

  



 128. Deutscher Ärztetag 
Mainz, 07.05. - 10.05.2024 

 
 

Beratungsergebnisse Seite 78 von 82 

TOP IVa Ärztliche Fortbildung – Neufassung der  

(Muster-)Fortbildungsordnung und Änderung des § 4 der  

(Muster-)Berufsordnung für die in Deutschland tätigen  

Ärztinnen und Ärzte 

IVa – 01 (Muster-)Fortbildungsordnung 2024 und Änderung des § 4  

(Muster-) Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte  

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Die MFBO wurde am 21.05.2024 veröffentlicht. Die BÄK hat zur neuen MFBO 

zahlreiche Gespräche mit Fachgesellschaften und Berufsverbänden geführt.  
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TOP V  Änderung der Satzung der Bundesärztekammer (Überschrift, §§ 4, 5 

sowie § 9 Abs. 4-5) und der Geschäftsordnung der Deutschen 

Ärztetage (Überschrift, §§ 2-5, 7-9 sowie § 12) 

V – 01 Regelung der Möglichkeit des Vorstands zur Beschlussfassung im 

Umlaufverfahren 

(Beschluss)   

 

Ergebnis: Die Änderung wurde im Deutschen Ärzteblatt am 09.08.2024 DÄBl. 16/2024, A1090 

veröffentlicht. 

 

V – 02 Konkretisierung der Regelungen zur Durchführung eines virtuellen Deutschen 

Ärztetages 

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Die Änderung wurde im Deutschen Ärzteblatt am 09.08.2024 DÄBl. 16/2024, A1090 

veröffentlicht. 

 

V – 03 Anpassung und Konkretisierung der Durchführung der Wahlen auf den 

Deutschen Ärztetagen 

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Die Änderung wurde im Deutschen Ärzteblatt am 09.08.2024 DÄBl. 16/2024, A1090 

veröffentlicht. 
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V – 05 Keine Antragsfrist für Anträge auf Deutschen Ärztetagen  

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Der Vorstand der Bundesärztekammer hat sich in seiner Sitzung vom 

13. - 15.06.2024 mit diesem Beschluss befasst: Hinsichtlich des Antrags V - 05, mit dem sich der 

128. Deutsche Ärztetag 2024 gegen die Regelung einer Antragsfrist ausgesprochen hat, stellt 

sich die Frage, ob das damit verfolgte Ziel einer klareren Strukturierung von und der 

Fokussierung auf Themen sowie die Begrenzung der Zahl von Anträgen auf andere Weise 

weiterverfolgt werden soll. 

 

V – 06 Gendersensible Sprache in der Satzung der Bundesärztekammer 

(Beschluss) Beratung im Vorstand  

 

Ergebnis: Der Vorstand der Bundesärztekammer hat sich bereits unmittelbar nach dem 128. 

Deutschen Ärztetag in seiner Sitzung vom 13. - 15.06.2024 mit dem Thema befasst und 

beschlossen, dass ein Vorschlag zur Anpassung der Satzung der Bundesärztekammer und der 

Geschäftsordnung der Deutschen Ärztetage an die gendersensible Sprache für den 129. Deutschen 

Ärztetag 2025 in Leipzig vorbereitet werden soll. Die Änderungsvorschläge wurden in der Sitzung 

des Vorstands der Bundesärztekammer vom 12./13.12.2024 konsentiert und zur Beratung auf 

dem 129. Deutschen Ärztetag 2025 in Leipzig verabschiedet. 
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TOP VI Sachstandsbericht Ärztliches Personalbemessungssystem (ÄPS-BÄK) 

VI – 01 ÄPS-BÄK als Qualitätsmaßstab und Grundlage für die Refinanzierung ärztlicher 

Personalkosten gesetzlich verankern 

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss “Stationäre Versorgung” unterstützt. Die 

Forderungen wurden in der Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

(KHVVG) vom 23.09.2024 sowie weitere öffentliche Äußerungen und politische Termine 

aufgenommen, unter anderem:  

 Parlamentarisches Frühstück  

 Gespräche im BMG  

 Pressemitteilung (24.09.2024) "Krankenhausreform: Die Personalausstattung ist der 

Schlüssel zum Erfolg"  

 Pressemitteilung (09.10.2024) "Krankenhausreform - Wichtige Schritte bei der 

Personalbemessung und Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte" 

 

VI – 02 Keine Sanktionen auf Grundlage von ÄPS-BÄK 

(Beschluss) 

 
Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. 

 

VI – 03 Ärztliches Personalbemessungssystem der Bundesärztekammer verbindlich 

gesetzlich verankern 

(Beschluss)  

 

Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Forderung wurde in der Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

(KHVVG) vom 23.09.2024 sowie weitere öffentliche Äußerungen und politische Termine 

aufgenommen, unter anderem:  

 Parlamentarisches Frühstück  

 Gespräche im BMG  

 Pressemitteilung (24.09.2024) "Krankenhausreform: Die Personalausstattung ist der 

Schlüssel zum Erfolg"  

 Pressemitteilung (09.10.2024) "Krankenhausreform - Wichtige Schritte bei der 

Personalbemessung und Weiterbildung für Ärztinnen und Ärzte" 
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VI – 04 Vorhaltefinanzierung für Krankenhausleistungen muss verbindliche 

Personalbedarfe für die einzelnen Leistungsgruppen vorgeben 

(Beschluss) 

 
Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Forderung wurde in der Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

(KHVVG) vom 23.09.2024 aufgenommen.   

 

VI – 05 Personalkosten statt Vorhaltekosten finanzieren 

(Beschluss) 

 
Ergebnis: Diese Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" unterstützt. Die 

Forderung wurde in der Stellungnahme zum Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetz 

(KHVVG) vom 23.09.2024 aufgenommen.   

 

VI – 06 Ausbuchung medizinisch begründeter Personalmindestausstattungen in den 

Krankenhäusern aus den DRG-Fallpauschalen im Verbund mit voller Direkterstattung 

durch die Kostenträger – nicht nur im pflegerischen, sondern auch im ärztlichen 

Bereich! 

(Vorstandsüberweisung) 

 
Ergebnis: Die Intention der Forderung wird vom Ausschuss "Stationäre Versorgung" 

unterstützt. Die Forderung wurde in der Stellungnahme zum Krankenhausversorgungs-

verbesserungsgesetz (KHVVG) vom 23.09.2024 aufgenommen.   
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